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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Seit einigen Jahren veroffentlicht das Verteidigungsdepartement (VBS) die Zahlen zu
den Flugreisen der Bundesratinnen und Bundesrdate. Gemass den in den Medien
prasentierten Zahlen flr das Jahr 2017 waren die amtierenden Magistratinnen und
Magistraten gesamthaft 623 Stunden in der Luft. Wie schon in den Jahren zuvor nutzte
Johann Schneider-Ammann den Lufttransportdienst des Bundes 2017 am haufigsten.
Zwar gingen seine Flugstunden von 226 auf 190 zurlck - wohl auch, weil er 2017 nicht
mehr Bundesprasident war und deshalb die reprasentativen Auslandsbesuche
zuruckgegangen waren. Die 190 Stunden waren aber immer noch bedeutend mehr als
die 118 Stunden der amtierenden Bundesprasidentin Doris Leuthard, die die
Flugzeugflotte des Bundes am zweithdufigsten in Anspruch nahm. Am Ende der
Rangliste findet sich Ueli Maurer, der im Untersuchungsjahr total 37 Stunden in der Luft
war.

Ende Jahr analysierte die Sonntagszeitung alle seit 2015 veroffentlichten Zahlen und
berechnete auf Basis einer Zusammenstellung der Departemente zusatzlich die
Flugkosten, die nicht durch den Lufttransportdienst, sondern durch die Nutzung von
Linienfligen angefallen waren. Hier zeigte sich ein ganz ahnliches Bild wie bei den oben
diskutierten Flugstunden. Die 14 Linienflige von Doris Leuthard schlugen mit CHF
146'833 zu Buche, was allerdings billiger sei, als die Inanspruchnahme der Bundesflotte
- so der Sprecher des UVEK, Dominique Bugnon. Johann Schneider-Ammann, der auch
im langeren Untersuchungszeitraum mit Abstand am haufigsten den Lufttransportdienst
nutzte - er sass in den drei Untersuchungsjahren mehr als 5568 Stunden in Flugzeugen
oder Helikoptern und somit mehr als finfmal so lange wie der Wenigflieger Ueli Maurer,
der total auf etwas mehr als 107 Stunden kam - fand sich hinsichtlich der Kosten flr
seine neun Linienfllgen auf Rang 2 (CHF 130'714). Auch Ueli Maurer sass zehnmal in
Langstreckenflugzeugen, bezahlte daflr aber wesentlich weniger als Schneider-
Ammann und Leuthard, namlich CHF 82'009, weil der Finanzminister gemass seines
EFD-Kommunikationschefs Peter Minder nicht First Class, sondern konsequent
Businessklasse fliege. Die acht Linienflige, die Alain Berset zwischen 2015 und 2018
gebucht hatte, kosteten CHF 65'478. Ignazio Cassis (3 Linienflige; CHF 22'280) und Guy
Parmelin (4 Linienfllige; CHF 18'5657) verursachten in ihrer die Untersuchungszeitspanne
nicht ganz abdeckenden, kirzeren Amtszeit zwischen Januar 2015 und Ende 2018 etwa
gleich hohe Kosten wie Simonetta Sommaruga (4 Linienflige; CHF 19'017).

Regierungspolitik

Auch 2018 trafen sich die Partei- und Fraktionsspitzen der Regierungsparteien mit
Vertretungen der Landesregierung zu den Von-Wattenwyl-Gesprachen. Die Gespréache
finden seit Jahren jeweils vor den Parlamentsessionen statt und sollen informelle
Diskussionen zu wichtigen aktuellen politischen Themen erlauben.

Anfang Februar tauschten sich die Prasidien der Regierungsparteien mit dem
Bundesprasidenten Alain Berset, mit Bundesratin Doris Leuthard und Bundesrat Ignazio
Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr Gber den Strommarkt und die
Europapolitik aus. Im Zentrum der Diskussion standen dabei die im Rahmen der
Revision des Stromversorgungsgesetzes anvisierte Planung der Versorgungssicherheit
mit Strom sowie die geplanten Schritte zu den Beziehungen mit der EU. Intensive
Debatten habe es zur Frage der dynamischen Rechtsibernahme bei einem allfélligen
Rahmenabkommen gegeben, liess sich der Medienmitteilung entnehmen.

Bei den Gesprachen vor der Frihlingsession wurde der Bundesprasident von Bundesrat
Ueli Maurer und erneut vom Bundeskanzler begleitet. Thema war die Nationale Strategie
zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS), deren Verantwortung beim EFD lag.
Die Gesprachsteilnehmenden waren sich einig, dass es hier Zusammenarbeit zwischen
allen Departementen und in den Bereichen Cyber-Sicherheit, Cyber-Strafverfolgung
und Cyber-Defense brauche. Erneut wurde zudem Uber die Beziehungen zur EU
diskutiert. Die Regierung préasentierte die umstrittene Schiedsgerichtslosung zur
Streitbeilegung und bekréaftigte ihren Willen, die flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizligigkeit aufrecht erhalten zu wollen. Der Bundesrat informierte zudem
Uber den Stand der Agrarpolitik 2022 (AP22+). Der daflr verantwortliche Bundesrat,
Johann Schneider-Ammann war nicht anwesend, weil er auf einer Reise in die
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Mercosur-Staaten war.

Ende August fanden die Gesprache - wie einmal pro Jahr Ublich - in Form einer Klausur
statt. Der Bundesrat trat in corpore an und die einzelnen Magistratinnen und
Magistraten stellten die Schwerpunkte ihrer Departemente und die Jahresziele 2019
vor. Auch in Klausur waren die Verhandlungen Uber ein institutionelles Abkommen mit
der EU wichtiges Diskussionsthema.

Dies galt auch fur die Gesprache vom 9. November. Erneut war deshalb neben
Bundesprasident Alain  Berset und Bundeskanzler Walter Thurnherr auch
Aussenminister Ignazio Cassis anwesend, begleitet von Johann Schneider-Ammann, der
Uber die Herausforderungen der Aussenhandelspolitik etwa auch aufgrund der
Neuorientierung der Handelspolitik der USA berichtete. Beim Rahmenabkommen
betonten alle Parteien, dass die roten Linien eingehalten werden mussten. Auch der
Migrationspakt war Gegenstand der Gesprache.

Ende September 2018 hatte Nationalrétin Sibel Arslan (basta, BS) eine Interpellation
eingereicht (Ip. 18.3953), mit der sie anfragte, weshalb die Nicht-Regierungsparteien
(GP, GLP, BDP), die immerhin rund 16 Prozent der Wahlerinnen und Wéhler vertreten,
nicht zu den Gespréche eingeladen werden. Der Bundesrat schaffe hier eine
Zweiklassengesellschaft und Uberdies hatten die Gesprache keine rechtliche Grundlage.
In seiner Antwort - kurz nach den letzten von-Wattenwyl-Gespréachen vom 9. November
- machte der Bundesrat deutlich, dass flr ihn der Austausch mit allen Parteien von
Bedeutung sei, dass es aber flr die Regierungsparteien und ihre Bundesratinnen und
Bundesrate die Mdglichkeit flir einen vertieften Dialog geben musse, um politische
Spielrdaume ausloten zu kénnen. Die nicht an den Gespréachen beteiligten Fraktionen
werden nachtraglich mit den Unterlagen fir die Gespréache bedient. ?

Der Geschaftsbericht des Bundesrats 2018 wurde von den Réten in der Sommersession
2019 beraten. Im Geschaftsbericht legt die Regierung Rechenschaft Uber die
Schwerpunkte ihrer Tatigkeiten in einem Berichtsjahr ab. In den Ratsdebatten
berichten die Vertreterinnen und Vertreter der Aufsichtskommissionen Uber die
Beratungen, die sie mit den Bundesratinnen und Bundesraten zum Geschaftsbericht
geflhrt haben. National- und Stdnderat nehmen dann in Form eines Bundesbeschlusses
Kenntnis von diesem Bericht.

Fiur die GPK berichteten Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) im Stdnderat und Doris Fiala
(fdp, ZH) im Nationalrat. Die GPK hatten mit der Regierung zwei Querschnittthemen
behandelt, deren Auswertungen noch ausstinden: den Umgang der Departemente mit
Kritik durch Burgerinnen und Burger bei Aufsichtsbeschwerden sowie die Ferien- und
Zeitguthaben der Topkader in der Bundesverwaltung. Die Fragen der GPK seien vom
Bundesrat zufriedenstellend beantwortet worden und man beantrage deshalb die
Genehmigung des Geschaftsberichts.

In der Folge berichteten Subkommissionssprecherinnen und -sprecher gestitzt auf den
Geschaftsbericht Uber die einzelnen Departemente. Sowohl im Sténderat als auch im
Nationalrat stand dabei die Cyberabwehr im VBS im Zentrum. Er kénne mit Genugtuung
feststellen, dass sich der Bund der Dringlichkeit dieses Themas bewusst sei, fuhrte
Damian Mller (fdp, LU) im Stédnderat aus. Insbesondere durch die Cyberattacke auf die
RUAG sei das VBS sensibilisiert worden und habe den Aktionsplan Cyberdefence
ausgearbeitet, berichtete hierzu Ida Glanzmann (cvp, LU) in der grossen Kammer. Beim
EDA stand die Frage «Wie weiter mit dem Brexite» im Zentrum. Damien Mdller flihrte
aus, dass ein geordneter Ubergang mit insgesamt fiinf unterzeichneten Abkommen
moglich sein sollte. Ida Glanzmann berichtete bei der Prasentation des EDA Uber die
Diskussionen um den aufgeschobenen Beitritt der Schweiz zum
Kernwaffenverbotsvertrag. Entgegen einer angenommenen Motion Sommaruga (sp, GE;
Mo. 17.4241) wolle man im Moment nur einen Beobachterstatus anstreben, um die
Neutralitét der Schweiz nicht zu gefahrden. Beim WBF wurde in beiden Raten Uber den
ETH-Bereich berichtet. Gegenstand waren die medial begleiteten Vorwirfe gegen
verschiedene Personen an der ETH Zlrich, Mobbing, Korruption sowie Amts- und
Machtmissbrauch betrieben zu haben. Die GPK sei nach intensiven Gesprachen mit den
Verantwortlichen der ETH zur Uberzeugung gelangt, dass es einen Kulturwandel
brauche, flhrte Yvonne Feri (sp, AG) im Nationalrat aus. Die Oberaufsicht tUber die ETH
unterliege Bundesrat Parmelin und der sei sich der Situation bewusst, versicherte
Joachim Eder (fdp, ZG) im Standerat. Ein weiteres WBF-Thema in beiden R&ten waren
die Kriegsmaterialausfuhren. Man habe ja manchmal das Geflhl, die Schweiz liefere
Waffen an Schurkenstaaten, so Joachim Eder in der kleinen Kammer. Dies sei aber
mitnichten der Fall. Vielmehr stehe die Schweiz hinsichtlich Transparenz von
Waffenexporten international an erster Stelle. Man habe aber Fragen im Zusammenhang
mit Medienberichten Uber Schweizer Handgranaten und Sturmgewehre, die angeblich
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im Jemen-Krieg aufgetaucht seien, klaren kénnen - so Yvonne Feri im Nationalrat. Beim
EFD wurden die Rolle der Finma und die Cyberrisiken fir den Finanzplatz Schweiz
diskutiert. Die Finma nehme ihre Aufsicht gut wahr und das «interdepartementale
Kompetenzgerangel» beim Thema Cyberrisiken habe sich erledigt: Die Federfihrung
und die Koordination liegen beim EFD, das VBS ist zustandig fur die Cyberdefence und
das EJPD fur die Cyberkriminalitat. Von speziellem Interesse war die Postauto-Affare,
auf die der Bundesrat im Geschéftsbericht auf Geheiss der GPK in einem eigenen
Kapitel eingehen musste. Diesem Auftrag sei die Exekutive nachgekommen, berichtete
Claude Héche (sp, JU) im Standerat. Die Aufarbeitung der Affére sei jedoch noch nicht
abgeschlossen. Darlber hinaus erwadhnte Héche bei der Berichterstattung zum EDI die
Gesundheitskosten, deren Wachstum als problematisch betrachtet werde.
Gesundheitsminister Alain Berset habe aber alle Fragen der GPK beantworten kénnen.
Peter Fohn (svp, SZ) und Valérie Piller Carrard (sp, FR) berichteten schliesslich Gber die
Bundeskanzlei und das EJPD. Bei der Bundeskanzlei standen Fragen zur Entwicklung bei
Vote Electronique im Vordergrund. Die GPK wiirden die Problematik eng begleiten, so
die Subkommissionssprecherin bzw. der Subkommissionssprecher. Hauptthema beim
EJPD war die Terrorismusbekdmpfung. Es gebe nach wie vor ein Sicherheitsrisiko fur
die Schweiz und die Kantone; mit verschiedenen Projekten und vor allem dem
anstehenden neuen Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung von
Terrorismus wirde hier aber viel unternommen.

In beiden Raten fasste Ueli Maurer in seiner Funkion als Bundesprasident ein paar der
erreichten Ziele im Rahmen der drei Leitlinien (Wohlstandsicherung; nationaler
Zusammenhalt und internationale Zusammenarbeit; Sicherheit und verléassliche
internationale Partnerschaften) zusammen. Er bedankte sich am Schluss fur die sehr
offene und konstruktive Zusammenarbeit mit den GPK. Der Bundesrat profitiere sehr
von den Fragen und Hinweisen einer Kommission, «die sehr oft unterhalb des Radars
arbeitet, das aber sehr intensiv und gut macht». *

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gesprache mit dem Bundespréasidenten und einer Delegation des
Bundesrats Uber wichtige anstehende Geschéfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespréache, um
Uber zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien Uber madgliche
Loésungsansatze zu verhandeln.

Mitte Februar, kurz vor der Frihjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundesprasident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien Uber die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister lIgnazio Cassis informierte Uber den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und Uber das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter Uber die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte Uber die Konjunkturlage und Uber die
geplanten Gesprache uber ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhangige
Behdrde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschatzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollstdndig umsetze.

Um Uber die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesratin an den von-Wattenwyl-
Gespréachen teil. Sie fuhrte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems fur  eine bodengestutzte Luftverteidigung  als
referendumsfahiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespréasidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gespréachen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte Uber die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch tber das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem Uber den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wunschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik.

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte Uber die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem Uber die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
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Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung.

Mitte November - also nach den eidgendssischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur - diskutierten die Beteiligten Politikspitzen tUber die prognostizierte
konjunkturelle Abschwéachung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich frih mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mogliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstitzung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. *

Auch 2021 wurden die traditionellen von-Wattenwyl-Gesprache von der Covid-19-
Pandemie beeintrachtigt. Nicht nur, weil die Gesundheitskrise zentraler Gegenstand
aller vier Veranstaltungen war, sondern auch, weil die Gesprache wie schon teilweise im
Jahr zuvor allesamt nicht im namensgebenden Von-Wattenwyl-Haus, sondern im mehr
Platz bietenden Bernerhof stattfanden.

Im Beisein von Bundesprasident Guy Parmelin, den Bundesraten Alain Berset und
lgnazio Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr diskutierten die Spitzen der
Regierungsparteien im Februar die aktuelle Lage, die steigenden Fallzahlen und
mogliche Massnahmen, darunter die anlaufende Impfkampagne. Ebenfalls besprochen
wurden die Digitalisierung der Verwaltung, insbesondere im Gesundheitsbereich, aber
auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie auf Arbeitsmarkt und
Unternehmen. Die Regierung informierte zudem Uber den Stand der Europapolitik.
Auch im Mai trafen sich Bundesprasident, Gesundheitsminister, Aussenminister,
Bundeskanzler und Parteiprésidien im Bernerhof, um erneut Uber die Gesundheits- und
Wirtschaftslage sowie Uber das Europadossier zu diskutieren. Die Stabilisierung der
Fallzahlen und die Fortschritte bei der Impfung der Bevolkerung - rund 10 Prozent
hatten bereits eine Impfung erhalten - liessen die Diskussion erster Offnungsschritte
zu, welche auch dank der Einflihrung des Covid-Zertifikats méglich werden sollten.
Gegenstand der Gesprache waren zudem die verschiedenen Massnahmen, die der Bund
aufgrund der pandemiebedingten wirtschaftlichen Probleme ergriffen hatte. Bisher
waren zur Bewaltigung der Gesundheitskrise Ausgaben von rund CHF 40 Mrd.
beschlossen worden. Der Aussenminister informierte Uber die «weiterhin
substanziellen Differenzen» bei den Verhandlungen mit der EU im institutionellen
Rahmenabkommen. Schliesslich wurde die China-Strategie diskutiert, die der
Bundesrat im Frihjahr 2021 vorgelegt hatte.

Auch die traditionellerweise im Herbst in Form einer Klausur mit dem
Gesamtbundesrat organisierten Von-Wattenwyl-Gespréache fanden im Bernerhof statt.
Und wieder standen Covid-19 und Europa auf der Traktandenliste. Die gesundheitliche
Lage hatte sich in der Zwischenzeit wieder verdlstert - auch weil die Impfquote nach
wie vor tief war, worlber sich die Teilnehmenden der Gesprache austauschten. Im
Europadossier pléadierte der Bundesrat auf eine rasche Freigabe des Kohasionsbeitrags.
Weiteres zentrales Diskussionsthema war das Vorhaben der OECD, einen weltweiten
Mindestsatz fur Unternehmenssteuern in der Hoéhe von 15 Prozent einzufihren.
Aufgrund der Ablehnung des CO2-Gesetzes im vergangenen Juni 2021 an der Urne,
wollte der Bundesrat moéglichst rasch eine Basis fir eine neue Vorlage schaffen und
informierte Uber erste entsprechende Gesprache mit Verbanden und Parteien.

Mitte November - auch die vierte Gesprachsrunde fand im Bernerhof statt - standen
neben Gesundheits- und Europapolitik auch die «Corona-Schulden» auf dem
Programm, weshalb neben Bundesprasident Guy Parmelin und Alain Berset auch
Finanzminister Ueli Maurer und erneut Bundeskanzler Walter Thurnherr mit den
Regierungsparteispitzen diskutierten. Angesichts des anbrechenden Winters, der nach
wie vor zu tiefen Impfrate und einer neuen, ansteckenden Virusvariante wurde mit
einem Anstieg der Fallzahlen gerechnet und entsprechende Massnahmen diskutiert.
Finanzminister Ueli Maurer informierte Gber die Schulden in Héhe von CHF 25 Mrd., mit
denen der Bundesrat bis Ende 2022 rechnete. Sparprogramme oder Steuererhéhungen
kénnten mit einer Anpassung des Finanzhaushaltsgesetzes vermieden werden, wie der
Bundesrat bereits im Sommer vorgeschlagen hatte. Die angestrebte positivere Dynamik
der Beziehungen zur EU war in den Gesprachen im November ebenso Gegenstand wie
die Migrationssituation - in den ersten 10 Monaten waren rund ein Drittel mehr
Asylgesuche gestellt worden als im Vorjahr - und eine mégliche Strommangellage, die
mit einem «Konzept Spitzenlast-Gaskraftwerk» vermieden werden soll. °
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Die Ankiindigung der ersten von insgesamt vier von-Wattenwyl-Gesprachen im Jahr
2022 im Februar 2022 glich derjenigen des Vorjahres. Nicht nur der Ort war aufgrund
der Covid-19-Pandemie noch immer nicht das namengebende Von-Wattenwyl-Haus,
sondern erneut der Bernerhof, sondern auch die hauptséchlichen Traktanden der
Gesprache zwischen den Parteispitzen und einer Bundesratsdelegation - im Februar
bestehend aus dem frisch geklrten Bundesprasidenten und Aussenminister Ignazio
Cassis, Gesundheitsminister Alain Berset und Energieministerin Simonetta Sommaruga
sowie dem Bundeskanzler Walter Thurnherr - waren gleich wie im Vorjahr. Diskutiert
wurde namlich Uber die sich langsam entspannende gesundheitspolitische Lage sowie
das in seiner neuen Stossrichtung formulierte Ziel der Regierung, die bilateralen
Beziehungen zur EU zu stabilisieren. Einen weiteren aussenpolitischen
Diskussionspunkt stellte der geplante Sitz der Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
(2023-2024) dar. Simonetta Sommaruga informierte Uber die geplanten Vorhaben zur
Senkung der Treibhausgasemissionen auf Netto-Null bis 2050 (Revision des CO2-
Gesetzes und Schaffung des Bundesgesetzes Uber sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien).

Im Mai 2022 fanden die Gespréache nach tber zwei Jahren wieder im Von-Wattenwyl-
Haus statt. Und auch die Themen hatten sich innert Monaten aufgrund der aktuellen
weltpolitischen Lage mit dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs stark verschoben.
Bundesprésident Ignazio Cassis, Simonetta Sommaruga, Guy Parmelin sowie Walter
Thurnherr diskutierten mit den Vertretungen der Bundesratsparteien Uber die
aussenpolitischen, wirtschaftlichen und energiepolitischen Auswirkungen des Konflikts.
Konkrete Diskussionsgegenstande waren die neutralitatspolitische Ausrichtung der
Schweiz, die Konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine in Lugano, der weltweite
Teuerungsdruck und die Energieversorgungssicherheit - neben dem bereits im Februar
diskutierten Stromversorgungsgesetz, dessen Umsetzung beschleunigt werden sollte,
informierte die Energieministerin dabei Uber die geplanten Massnahmen zur
Gasversorgungssicherheit.

Wie vor der Covid-19-Pandemie ublich traf sich die Landesregierung fur die Von-
Wattenwyl-Gespréache im Herbst in corpore und in Klausur mit den Parteispitzen.
Neben dem Krieg und seinen Auswirkungen standen die Versorgungssicherheit, die
Finanzplanung, wirtschaftspolitische Folgen der Inflation, die gesundheitspolitische
Lage sowie einmal mehr die Europapolitik auf der Traktandenliste. In der
bundesratlichen Bilanz zu sechs Monaten Krieg nahm Justizministerin Karin Keller-
Sutter Stellung zu den Migrationsbewegungen und dem Schutzstatus S, der rund 62'000
Personen gewahrt worden sei; Verteidigungsministerin Viola Amherd betonte ihrerseits
den Wandel der <«europaischen Sicherheitsarchitektur» und die Bedeutung
multilateraler Organisationen auch fur die Schweiz; Aussenminister Ignazio Cassis
berichtete Uber die Lugano-Konferenz. Die energetische Versorgungssicherheit wurde
von Energieministerin Simonetta Sommaruga erdrtert. Massnahmen seien etwa eine
Wasserkraftreserve, Einrichtung von Reservekraftwerken und Plénen zur Bewaltigung
einer moglichen Gasmangellage; die Stromversorgung sei momentan aber sichergestellt.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklarte die steigenden Energiepreise zur
Hauptursache fur die ansteigende Inflation, die zwar mit 3.4 Prozent unter dem
europaischen Mittel liege, aber auch in der Schweiz auf die Kaufkraft driicke. Uber die
schwierige Lage der Bundesfinanzen, denen ab 2024 strukturelle Defizite in
Milliardenhdhe drohten, berichtete Finanzminister Ueli Maurer. Auch in der sich
momentan beruhigenden Situation in der Covid-19-Pandemie gehe es weiterhin darum,
eine Uberlastung des Gesundheitssystems zu verhindern, gab Gesundheitsminister
Alain Berset zu bedenken. Schliesslich informierte Aussenminister Ignazio Cassis auch
Uber die Sondierungsgesprache mit der EU: Es bestinden weiterhin erhebliche
Differenzen.

Die vierte Gesprachsrunde der Von-Wattenwyl-Gesprache fand am 11. November statt.
Die Bundesratsparteispitzen liessen sich dabei Uber die Reise von Bundesprasident
Ilgnazio Cassis in die Ukraine und die Weiterfuhrung des Schutzstatus S informieren.
Erneut wurde auch Uber die Massnahmen zur Verhinderung einer Strommangellage
diskutiert, darunter etwa das Reservekraftwerk in Birr oder der Rettungsschirm fur
systemkritische Stromunternehmungen, aber auch Uber den Verzicht, Unternehmen
oder Private aufgrund der hohen Energiepreise oder der Inflation zu unterstitzen. Auch
die laufenden Sondierungsgesprache mit der EU, die «besorgniserregende
Haushaltsentwicklung» und die nach wie vor angespannte gesundheitspolitische Lage
waren wie schon im Herbst Gegenstand der Diskussionen. ®
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Si, pour le Conseil fédéral, le projet d'accord-cadre avec I'UE est en grande partie
favorable a la Suisse et conforme au mandat de négociation, il juge également
préematuré de procéder & sa signature, et ce notamment en raison de questions
relatives aux mesures d'accompagnement ou a la directive sur le droit des citoyens de
I'UE qui demeurent sans réponse. L'exécutif national a donc annoncé, au début du mois
de décembre 2018, son intention de soumettre le texte de I’accord institutionnel a
consultation aupres d'acteurs politiques et économiques. Dans le contexte de la libre
circulation des personnes, le Conseil fédéral estime en effet insuffisants les trois types
de mesures d'accompagnement garantis par le texte de l'accord - délai d’annonce
préalable fixé a quatre jours ouvrables dans les secteurs a risques, dépdt d'une garantie
financiere proportionnée pour les prestataires de service n‘ayant pas respecté leurs
obligations financieres et demande de documents aux prestataires de services
indépendants également basée sur les risques. Autre point de litige, la Suisse souhaite
que l'accord mentionne de facon explicite I'exception a la reprise de la directive
relative au droit des citoyens, alors que I'UE penche pour la reprise de ladite directive a
I'échelle helvétique. Dans son communiqué de presse, la Direction des affaires
européennes (DAE) précise que le champ d'application de I'accord négocié concerne
les cinq accords d'accés au marché relatifs a la libre circulation des personnes, aux
transports terrestres, au transport aérien, aux obstacles techniques au commerce
(ARM) et a I'agriculture, ainsi que les futurs accords d’accés au marché, a I'exemple de
|"accord sur Iélectricité en discussion. Sous réserve de certaines exceptions, une
reprise automatique du droit européen n'est pas envisagée. Tout développement du
droit de I'UE fera ainsi «lI'objet d’une décision indépendante de la Suisse dans le plein
respect de ses procédures législatives». En ce qui concerne le reglement des
différends, le texte soumis a consultation ne prévoit aucunement la mise en place
d'une institution supranationale, mais envisage plutot «un mécanisme de réglement des
différends basé sur un tribunal arbitral paritaire».

«Berne joue la montre avec I'Union européenne», titre la Tribune de Genéve au
lendemain de I'annonce du Conseil fédéral, se demandant si la consultation en question
ne s'apparente pas a un <«exercice alibi», tant et si bien qu'en I'état, l'accord
constitutionnel négocié avec I'UE ne recueille les faveurs ni du PS, ni de I'UDC. Selon le
quotidien genevois, la décision du Conseil fédéral présente toutefois des points
positifs: les nouvelles conseilleres fédérales Karin Keller-Sutter et Viola Amherd
prendront notamment part au verdict final, et si votation il devait y avoir, celle-ci se
tiendrait aprés les élections fédérales d'automne 2019. La presse helvétique s'interroge
également sur la réaction du voisin européen et des éventuelles représailles, a
I'exemple de I'équivalence boursiere que la Suisse pourrait ne pas obtenir. «Nous ne
sommes pas sous pression!», a rétorqué le ministre des Finances Ueli Maurer en
conférence de presse. Néanmoins, le Conseil fédéral a une fois de plus fait savoir que la
Suisse remplit intégralement les conditions exigées pour la reconnaissance de
I"équivalence boursiére suisse selon MIFIR 23, tout en appelant & une avancée dans ce
sens de la part de I'Union européenne. ’

In der Sommersession 2021 befasste sich der Standerat mit der Weiterentwicklung von
Frontex und der Anderung des AIG. Im Vorfeld hatte die SiK-SR diese als fir die
Schweiz «unerlasslich» bezeichnet. Da die Kommission die EU-Migrationspolitik jedoch
kritisch  beurteilte, forderte sie dazu auf, den Bundesratsentwurf mit
Ausgleichsmassnahmen im Sinne der humanitaren Tradition der Schweiz zu ergénzen.
Einerseits beantragte sie erganzend zur Ubernahme der Verordnung die Aufnahme von
2'800 Fluchtlingen im Rahmen des Resettlements, wobei diese Erhéhung der
Resettlementquote stufenweise und in Kooperation mit den Kantonen erfolgen sollte.
Andererseits beantragte sie einen Mechanismus zur Beschwerdenbearbeitung und eine
Rechtsberatung, um die Rechtsmittel der Asylsuchenden zu starken. Zudem sprach sie
sich einstimmig flr einen Antrag aus, demgemass das Schweizer Kontingent fur Frontex
nicht zulasten des nationalen Grenzschutzes gehen durfe. Schliesslich beantragte die
SiK-SR, dass Frontex-Einsatze einem Genehmigungsverfahren unterliegen sollen. Dieser
angepassten Version der Vorlage stimmte die Kommission mit 8 zu 2 Stimmen bei 1
Enthaltung zu, wahrend eine Minderheit nicht auf die Vorlage eintreten wollte, weil die
humanitaren Ausgleichsmassnahmen in ihren Augen nicht ausreichend waren.

Die Ratsdebatte entwickelte sich trotz der relativ eindeutigen Position der Kommission
zu einer umstrittenen Angelegenheit. Daniel Jositsch (sp, ZH) kritisierte, dass die EU
Uber keine gesamtheitliche Migrationspolitik verflige und das Dublin-System nur den
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Umgang mit Flichtlingen an den Aussengrenzen regle. Dadurch entstiinden in gewissen
Staaten eine Extrembelastung und illegale Sekundarmigration, beides fur Jositsch
Grund genug, um diese neuen Massnahmen «nicht einfach so durchzuwinken» und
stattdessen, wie von der Kommission vorgeschlagen, mit flankierenden Massnahmen zu
ergénzen. Als «eine falsche Politik» bezeichnete Thomas Minder (parteilos, SH)
hingegen die von der Kommission gemachten Resettlement-Antrége, weil man damit
das Schengen- mit dem Dublin-System und damit Sicherheits- mit Fllchtlingspolitik
vermische. Auch Finanzminister Maurer schloss sich dieser Argumentation an und
betonte, dass Schengen flur Grenzsicherheit stehe und nicht primér ein Projekt der
Asypolitik sei. Daher lehnte er im Namen des Bundesrats die von der SiK-SR
vorgeschlagenen Ausweitungen des Resettlement-Verfahrens ab, nicht zuletzt weil man
in dieser Sache die Kantone einbeziehen misse, bevor man absolut verbindliche
Beschllsse mache. Zu wenig weit ging der Kommissionsvorschlag Stdnderat Zopfi (gp,
GL), der im Rat einen Nichteintretensantrag einreichte, da die Anzahl der
Resettlement-Fllchtlinge in seinen Augen auf 4'000 hatte erhoht werden missen. Er
begrlsste zwar den Ausbau des Grundrechtsschutzes, kritisierte aber die Methoden des
européischen Grenzschutzes und argumentierte, dass man Sicherheit und Migration in
dieser Frage nicht trennen kénne. Thierry Burkart (fdp, AG) erinnerte in diesem Kontext
daran, dass eine Nichtibernahme der Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes
im Extremfall die Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit nach sich ziehen kénnte.
Der Stadnderat beschloss mit 33 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung), auf die Vorlage
einzutreten, lehnte kurz darauf aber die von der Kommission geforderte Erhdéhung der
Anzahl der Resettlement-Flichtlinge auf 2'800 mit 22 zu 21 Stimmen knapp ab. Der Rat
folgte jedoch teilweise seiner Kommission, indem er sich entschied, dass Schweizer
Frontex-Einsatze nicht vom Kontingent der Schweizer Grenzschitzerinnen und
Grenzschutzer abgezogen werden diurfen und dass derartige Einsdtze einem
Genehmigungsverfahren unterstellt werden mussen. In der Gesamtabstimmung nahm
die kleine Kammer den Frontex-Entwurf mit 30 zu 14 Stimmen schliesslich deutlich an,
wobei die Nein-Stimmen vornehmlich von Mitgliedern der Grinen und der SP
stammten. Die Anderungen im Asylrecht, welche die Rechtsmittel der Asylsuchenden
und die Unterstitzung bei Beschwerdeverfahren starken, wurden vom Sténderat
einstimmig angenommen. ®

In der Herbstsession 2021 beschéftigte sich die grosse Kammer als Zweitrat mit der
Weiterentwicklung von Frontex und der Revision des AIG. Seit 2016 wurde die Grenz-
und Kiustenwache der EU in personeller und technischer Hinsicht systematisch
aufgeristet, um die Herausforderungen im Grenz- und Ruckkehrbereich besser
bewaltigen zu kénnen. Da es sich dabei um eine Schengen-Weiterentwicklung handelt,
muss sich auch die Schweiz daran beteiligen, wobei die Beitragszahlungen gemass dem
geltenden Kostenschltssel von CHF 14 Mio. pro Jahr bis 2027 auf CHF 61 Mio. pro Jahr
steigen werden und sich der personelle Aufwand von 24 auf maximal 39 Personen
erhdht. Wahrend die zur Diskussion stehende Anderung des Asylgesetzes in der
Kommission und im Rat nicht wirklich umstritten war, entspann sich eine grossere
Debatte um die Ubernahme der Frontex-Verordnung.

Dabei lagen dem Nationalrat zahlreiche Minderheitsantrage aus dem links-griinen Lager
vor. So bat Alois Gmur (mitte, SZ) den Nationalrat im Namen der Mehrheit der SiK-NR,
einen Minderheitsantrag Seiler Graf (sp, ZH), der die Zahl der alle zwei Jahre
aufgenommenen Resettlement-Fllchtlinge in Verbindung mit der Vorlage von 1'500-
2'000 auf 4'000 erhéhen wollte, abzulehnen. Eine derartige Erhdhung misse vorgéangig
mit den Kantonen abgestimmt werden, argumentierte Gmur. Die Kommissionsmehrheit
wehrte sich gegen eine solche Verknlpfung von Sicherheits- und Asylpolitik. Auch einen
zweiten  Minderheitsantrag  von  Fabian  Molina (sp, ZH) empfahl die
Kommissionsmehrheit zur Ablehnung. Fabian Molina hatte vorgeschlagen, dem
Strafgesetzbuch einen Artikel hinzuzufliigen, durch den Personen mit Geld- oder
Freiheitsstrafen sanktioniert wilrden, wenn sie Asylsuchende mit Gewalt oder
Gewaltandrohung daran hinderten, in einem Schengen-Staat ein Asylgesuch zu stellen.
Kommissionssprecher Cattaneo (fdp, TI) argumentierte, dass das Strafgesetz diesen
Tatbestand bereits regle. Nationalratin Marti (sp, BL) forderte in einem dritten
Minderheitsantrag die Sistierung des Geschafts, zumal das EU-Parlament Frontex
zahlreiche Grundrechtsverletzungen und mangelnde Transparenz vorwerfe und man
erst nach Umsetzung der notwendigen Anpassungen uber einen finanziellen Beitrag
entscheiden solle. Eine weitere Kommissionsminderheit Fivaz (gp, NE) ging noch weiter
als Marti und reichte einen Antrag auf Nichteintreten auf den Bundesbeschluss zur
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes ein. Fivaz kritisierte, dass die EU mit
der Ausweitung der Frontex-Mittel im Begriff sei, eine «regelrechte Armee»
aufzubauen.
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Nationalratin Priska Seiler Graf dusserte sich im Namen der SP-Fraktion dezidiert zu
dieser Vorlage und machte klar, dass die SP Vorlagen zum Ausbau der «Festung Europa»
nicht mehr zustimmen werde, wenn keine humanitaren Ausgleichsmassnahmen
vorgesehen seien. Sie kindigte an, ihre Fraktion werde bei einer Ablehnung des
Minderheitenantrags zur Aufstockung des Resettlement-Kontingents geschlossen gegen
die Vorlage stimmen. Uberraschend ambivalent zeigte sich die SVP-Fraktion, welche bis
anhin samtliche Schengen-Vorlagen konsequent abgelehnt hatte. Die Vorlage sei fir
seine Fraktion «nicht ganz einfach», gab Pirmin Schwander (svp, SZ) unumwunden zu.
Einerseits gehe es um einen Volksentscheid von 2005, den es zu achten gelte,
andererseits um die Neutralitatsfrage und die humanitére Tradition der Schweiz. Man
habe schon 2005 gewusst, dass mit Frontex und Schengen die eigenstandige Asyl- und
Auslanderpolitik der Schweiz verloren gingen. Er liess verlauten, dass man die Anderung
des AIG ablehne, sich bei der Frontex-Vorlage aber nicht einig geworden sei.

Bundesrat Ueli Maurer entgegnete den Kritikern und Kritikerinnen der Vorlage, dass die
EU mit der Einsetzung von 40 Grundrechtsbeobachterinnen und -beobachtern auf die
mangelhafte Rechtssicherheit der Asylbewerbenden reagiert und damit die Anliegen
der Ratslinken weitgehend erflllt habe. Der Ausbau diene auch der Einhaltung der
Grundrechte und der Transparenz und nur durch eine Teilnahme an Frontex kénne die
Schweiz zur Qualitétssicherung und -verbesserung beitragen, weshalb auch eine
Sistierung nichts bringe. Den Minderheitsantrag Seiler Graf lehne der Bundesrat ab, da
es beim vorliegenden Geschaft um Schengen und Sicherheit und nicht um Dublin und
Asylpolitik gehe - man solle nicht verschiedene Vorlagen vermischen. Er argumentierte,
eine Ablehnung des Minderheitsantrags sei damit auch kein Nein zur Asylpolitik, denn
zum Resettlement gabe es eine allgemeine Zustimmung.

Schliesslich lehnte der Nationalrat den Sistierungsantrag Marti mit 116 zu 64 Stimmen ab
und beschloss mit 165 zu 35 Stimmen, auf das Geschéaft einzutreten, womit auch Fabien
Fivaz mit seinem Minderheitsantrag scheiterte. Die Anpassung des Asylgesetzes, mit der
die Art und Weise der Kooperation mit Frontex in einer eigenen AlIG-Bestimmung
festgelegt werden soll, wurde mit 136 zu 56 Stimmen gegen den Widerstand der SVP
angenommen. Bei der Abstimmung Uber den Minderheitsantrag Seiler Graf zur
Erhéhung des Resettlement-Kontingents setzten sich die Fraktionen der SVP, FDP und
Mitte mit 106 Nein-Stimmen gegenlUber 86-Ja Stimmen durch. Auch der
Minderheitsantrag Molina blieb chancenlos und wurde mit 124 zu 68 Stimmen versenkt.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Frontex-Vorlage mit 108 zu 75
Stimmen (bei 10 Enthaltungen) an. Die Gegenstimmen stammten hauptsachlich von der
SP-und der Grinen-Fraktion, die Enthaltungen ausschliesslich von der SVP-Fraktion.

In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat die Anderung des Asylgesetzes mit 129
zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und der Stédnderat einstimmig an. Bei der Annahme der
Frontex-Vorlage wurde es im Nationalrat mit 88 zu 80 Stimmen (bei 28 Enthaltungen)
unerwartet knapp. Grund daftr waren die vielen Enthaltungen der SVP-Fraktion. Im
Standerat fiel das Resultat mit 30 Ja- zu 14 Nein-Stimmen deutlicher aus. °

Am 24. November 2021 genehmigte der Bundesrat das MoU mit der EU beziiglich des
zweiten Schweizer Beitrags an ausgewahlte EU-Mitgliedstaaten, nachdem beide
Parlamentskammern den seit 2019 blockierten Beitrag Ende September 2021
freigegeben hatten. Schon Mitte November hatten Bundesprésident Cassis und EU-
Kommissar Seflovill bei ihrem Treffen die auf technischer Ebene erzielte Einigung
begrisst. Fur den Bundesrat stelle die Freigabe ein «weiteres positives Signal» an die
EU dar, wie er in seiner Medienmitteilung verlauten liess. Das Memorandum beinhalte
die wichtigsten Eckwerte des zweiten Schweizer Beitrags wie dessen Hohe, die
Aufteilung auf die Partnerlander, die thematischen Prioritdten und die Prinzipien far
die Zusammenarbeit und die Umsetzung. Die Unterzeichnung erfolge aber erst, wenn
die EU ihre internen Genehmigungsverfahren abgeschlossen habe. Dennoch beschloss
der Bundesrat bereits, die Verhandlungen mit den Partnerlandern aufzunehmen.

Tags zuvor hatte die APK-NR beschlossen, in der Wintersession 2021 im Rahmen der
Debatte zum Voranschlag 2022 einen Antrag auf eine Erhéhung der Kohasionsmilliarde
um CHF 953 Mio. einzureichen, mit dem sie den Beitrag beinahe verdoppeln wollte.
Diese Aufstockung sollte mit Konditionen verbunden sein, beispielsweise sollte die EU
der Schweiz in mehreren Kooperationsabkommen wie Horizon, Digital Europe, ITER
(Internationaler Thermonuklearer Experimental-Reaktor), Euratom und Erasmus+
entgegenkommen. Die NZZ schéatzte die Chancen des Antrags als sehr gering ein.
Schliesslich setze sich bei Differenzen zwischen den Raten bei Budgetprozessen
automatisch die Version mit dem tieferen Betrag durch und bei den
Aussenpolitikerinnen und Aussenpolitikern der kleinen Kammer kéme die Idee eher
schlecht an. Damian Muller (fdp, LU) - Président der APK-SR - warnte in der NZZ denn
auch vor derartig untberlegten «ldeen nach dem Prinzip Hoffnung, ohne Strategie und
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ohne Konzept». In der Budgetdebatte setzte sich die Kommissionsminderheit dann, zur
Erleichterung von Finanzminister Maurer, mit 93 zu 84 Stimmen (bei 6 Enthaltungen)
durch und versenkte die Idee einer Erhéhung. ©

Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament im August 2021 den Entwurf des
Bundesbeschlusses zur Anderung des Abkommens mit der Europaischen Gemeinschaft
liber Zollerleichterungen und Zollsicherheit (ZESA). In seiner Botschaft erklarte der
Bundesrat, dass gewisse Neuerungen der EU-Zollsicherheitsmassnahmen eine
Aktualisierung des Abkommens mit der EU, das aus dem Jahr 2009 datiert, notig
machen wirden. Im Rahmen des Zollsicherheitsraums mit der EU, zu dem die Schweiz
gehort, wenden alle Parteien gleichwertige Zollsicherheitsvorschriften an und
verzichten untereinander auf Zollsicherheitsmassnahmen. Gegenlber Drittstaaten
wirden jedoch im Import- und Exportverkehr Vorabanmeldungen von Sicherheitsdaten
verlangt, die fir die Erstellung von Risikoanalysen genutzt werden, flhrte die Botschaft
aus. Da in der EU 2013 der neue Unionszollkodex in Kraft trat, misse die Schweiz das
ZESA anpassen, um die Gleichwertigkeit mit dem EU-Recht zu gewéhrleisten. Dadurch
werde auch die Zollsicherheit im internationalen Warenverkehr erhéht, die Zoll-
Kooperation mit der EU verbessert und die Digitalisierung der Zollprozesse fortgesetzt.
Eine Ubernahme sei auch notwendig, weil sonst eine Sicherheitsliicke entstehen kénne,
auf die eine andere Vertragspartei mit Ausgleichsmassnahmen reagieren dirfte;
beispielsweise konnte die EU die Schweiz wie einen Drittstaat behandeln und
Vorabanmeldungen fur den ganzen Schweizer Warenverkehr mit der EU voraussetzen.
Konkret umfasste die Anpassung die Beteiligung der Schweiz am Import Control System
2 der EU, das in drei Etappen implementiert werden soll und den Zielen des
Transformationsprogramms DaziT der EZV entspreche, teilte der Bundesrat mit. Da
aufgrund einer Neuerung der EU im Bereich des Flugverkehrs bereits im Marz 2021 eine
angepasste Rechtsgrundlage flr das bilaterale Verhaltnis habe vorliegen missen, wende
man den vorliegenden Beschluss des gemischten Ausschusses bereits seit dem 15. Méarz
2021 vorlaufig an. Der Bundesrat hatte auf eine Vernehmlassung der Anderung des ZESA
verzichtet, weil die Position der interessierten Kreise bereits 2009 im Rahmen der
Einflhrung des ZESA erfasst worden waren und es sich beim neuen Beschluss nur um
eine Aktualisierung desselben handle.

Der Nationalrat nahm sich in der Wintersession 2021 des Beschlusses an, der von der
APK-NR einstimmig zur Annahme empfohlen worden war. Kommissionssprecher
Regazzi (mitte, Tl) nannte drei Griinde flr den einstimmigen Entscheid der Kommission:
Erstens sei die Aktualisierung das Resultat einer einvernehmlichen Verhandlung des
gemischten Wirtschaftsausschusses. Zweitens sende die Annahme dieser Anderung der
EU ein wichtiges Zeichen, dass die Schweiz weiterhin «dabei» sei. Drittens bringe die
Anderung der Schweiz Vorteile, was fiir die Kommission das wichtigste Argument
gewesen sei. Bundesrat Maurer machte die grosse Kammer darauf aufmerksam, dass es
sich eher um eine technische Formalitdt handle, die das Exportgeschéaft fir die
Wirtschaft stark vereinfache - die ansonsten notwendigen Voranmeldungen seien
logistisch gar nicht zu bewéltigen. Der Nationalrat zeigte sich Uberzeugt und nahm den
Bundesbeschluss einstimmig an. "

In der FrUhjahrssession 2022 gelangte das Abkommen mit der Europdischen
Gemeinschaft iliber Zollerleichterungen und Zollsicherheit (ZESA) in den Sténderat,
nachdem die WAK-SR im Vorfeld einstimmig dessen Annahme beantragt hatte.
Bundesrat Maurer verwies auf den grossen administrativen Aufwand, den sich die
Schweiz durch das Abkommen erspare. Mit dieser Anpassung werde das Abkommen
zudem in den Ausbau des digitalen Transformationsprogramms DaziT integriert. Maurer
freute sich offen daruber, dass die Losungsfindung mit der EU sehr zlgig vorangehen
kénne, wenn beide Seiten die gleichen Interessen vertraten. Das Geschéaft war
unumstritten und wurde von der kleinen Kammer wie schon vom Nationalrat einstimmig
angenommen.

Auch die Schlussabstimmungen einige Tage danach waren eine klare Angelegenheit.
Beide Rate nahmen die Anderung des Abkommens einstimmig an.
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Der Abstimmungskampf zum Referendum gegen den Ausbau des Schweizer Beitrags
an die EU-Grenzschutzagentur Frontex wurde in der Westschweizer Offentlichkeit
schon im Januar 2022 lanciert, noch bevor das Referendum zustande gekommen war.
In einem Meinungsbeitrag in Le Temps beschrieben Stadnderatin Lisa Mazzone (gp, GE)
und eine Flichtlingshelferin die Zustande auf dem Mittelmeer und in Libyen und wiesen
vor allem auf die Menschenrechtsverletzungen durch Frontex hin. Wenige Tage darauf
meldete sich FDP-Standerat Damian Mller (fdp, LU) im gleichen Medium zu Wort und
kritisierte seine Ratskollegin dafir, in ihrem Beitrag keine Alternativen anzubieten und
stattdessen Frontex kategorisch abzulehnen. Er argumentierte Uberdies, dass fehlende
Mittel fur Frontex dazu fuhren kénnten, dass es in Europa und der Schweiz zu einer
Explosion «irregularer Uberfahrten» von Wirtschaftsmigrantinnen und -migranten
kommen wirde. Der Frontex-Beitrag sei essentiell, um ein Mindestmass an Kontrolle
der Migrationsstrome sicherzustellen. Zudem brauche man dartber hinaus eine
verstarkte Entwicklungshilfe in den Ursprungslandern der Flichtenden in Kombination
mit besseren Grenzkontrollen durch die Nachbarlander Libyens.

Die deutschsprachigen Medien griffen das Thema erst im Februar grossflachig auf,
nachdem das Referendumskomitee am 20. Januar knapp 58'360 Unterschriften -
davon 54'377 glltige - eingereicht hatte. Diskutiert wurde in den Medien insbesondere
Uber mogliche interne Konflikte innerhalb der SP und der SVP. Bei der SP orteten die
Medien einen Widerspruch zwischen der Ablehnung von Frontex und dem Wunsch nach
Beibehaltung des Schengen-Abkommens, bei der SVP hingegen zwischen dem
parteilichen Ziel einer restriktiven Migrationspolitik, und somit der Unterstltzung von
Frontex, bei gleichzeitiger Ablehnung aller Arten von EU-Vertragen. Der Blick sah die
«Linke» gar in der «EU-Falle» sitzen, da die Schweiz bei einem Nein nicht nur aus dem
Schengen-Dublin-System ausgeschlossen wirde, sondern sich in diesem Fall auch die
bilateralen Beziehungen mit der EU dramatisch verschlechtern wirden. Dabei waren
die Auswirkungen einer Ablehnung auf den Verbleib im Schengen-Raum jedoch
umstritten. Geméss EJPD-Vorsteherin Karin Keller-Sutter wirde durch ein Nein zum
Frontex-Ausbau ein Beendigungsverfahren fir das Schengen-Abkommen ausgeldst,
welches bei einer fehlenden Einigung nach sechs Monaten den Ausschluss der Schweiz
aus Schengen/Dublin zur Folge hatte. Dieser Einschatzung widersprach jedoch der
emeritierte Rechtsprofessor Rainer J. Schweizer in der NZZ. Demnach kénne der
Ausschluss der Schweiz aus Schengen/Dublin nicht gemass der Guillotineklausel von
2004 vonstatten gehen, da die Schweiz seither rund 370 Rechtsakte der EU
Ubernommen habe. Dies wiirde folglich einen umfassenden Austrittsvertrag nach dem
Vorbild des Brexit-Vertrags vonnéten machen. Dieser Meinung schloss sich die SP
(sowie auch die Griinen) an. Ergdnzend présentierte etwa SP-Stédnderat Daniel Jositsch
(sp, ZH) einen Plan B in Form einer parlamentarischen Initiative, falls die Schweizer
Stimmbevdlkerung den Frontex-Ausbau tatséchlich ablehnen sollte. Darin schlug er vor,
das Schweizer Kontingent der von der UNO anerkannten Fltchtlinge innerhalb der 90
Tage bis zum Schengen-Ausschluss auf 4'000 zu erhdhen, sozusagen als humanitare
flankierende Massnahme zum Frontex-Ausbau. Da die SP die Unterstitzung an den
Frontex-Ausbau an diese Bedingung gekoppelt hatte, kdnnte die Schweiz nach der
Aushandlung dieser Erhéhung den Frontex-Beitrag dann trotzdem freigeben.

Die Nein-Parole beschloss die SP an ihrem Parteitag mit grosser Mehrheit, wenngleich
einzelne Parteiexponentinnen und -exponenten wie Nationalrat Eric Nussbaumer (sp,
BL) sich nur halbherzig anschliessen mochten. In den Befragungen im Vorfeld der
Abstimmung zeichnete sich jedoch eine SP-interne Spaltung ab: Die Sympathisierenden
der SP wollten der Vorlage gemaéass einer Ende April durchgefiihrten Tamedia-
Vorumfrage entgegen dem Kurs des Parteiprésidiums und des Parteitags mit fast 53
Prozent zustimmen. Ahnliches spielte sich bei den Griinen ab, bei denen 48 Prozent der
Sympathisierenden trotz Nein-Parole der Partei eine Ja-Stimme in Aussicht stellten,
wogegen 44 Prozent der Parteileitung zu folgen gedachten. Auch bei den traditionell
SP-nahen Organisationen zeigten sich die Auswirkungen dieses inhaltlichen Dilemmas,
wie CH Media berichtete. Obwohl das Sekretariat des Gewerkschaftsbundes seinem
Vorstand und den Mitgliedern in einem internen Papier Stimmfreigabe vorgeschlagen
hatte, da «ein Interessenkonflikt zwischen einer menschenwdirdigen européischen
Fluchtlingspolitik und der Personenfreizlgigkeit im Rahmen von Schengen>» vorliege,
beschloss der SGB-Vorstand die Nein-Parole. Hingegen entschied sich der
Gewerkschaftsbund geméass Mediensprecher Gaillard jedoch dagegen, den
Abstimmungskampf des Referendumskomitees mitzufinanzieren. Auch andere NGOs
wie die SFH, die traditionell die Anliegen der SP unterstitzten, taten sich mit der
Parolenfassung schwer. SFH-Direktorin Miriam Behrens beflirchtete, dass die Schweiz
bei einem Nein nicht mehr an der Verbesserung der européischen Migrationspolitik
mitwirken kénnte. Andererseits kénnte der Ausbau der EU-Agentur die Kontrolle der
Mitgliedstaaten erschweren, in deren Kompetenzbereich die meisten Verstdsse fielen.
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Amnesty International verzichtete darauf, sich am Abstimmungskampf zu beteiligen, da
die im Referendum betroffenen Bestimmungen nicht die konkreten Bedingungen von
Schutzsuchenden oder die Verteidigung der Menschenrechte betrafen.

Am anderen Ende des politischen Spektrums hatte die SVP ebenfalls mit der
Beschlussfassung zu kimpfen. Obwohl die Vorlage zum Ausbau des Schweizer Beitrags
an Frontex aus dem Departement von SVP-Bundesrat Ueli Maurer stammte, lehnten sie
mehrere einflussreiche SVP-Mitglieder von Anfang an ab, darunter Esther Friedli (svp,
SG), Lukas Reimann (svp, SG), Marcel Dettling (svp, SZ)) und Marco Chiesa (svp, TI), oder
wechselten nach der parlamentarischen Phase aus dem Ja- ins Nein-Lager (Céline
Amaudruz (svp, GE) und Roger Képpel (svp, ZH)). Die Stdostschweiz berichtete, dass
sich die Parteibasis eine Nein-Parole wiinsche, was eine unheilige Allianz mit der SP und
den Grunen bedeuten wurde. Die Vertreterinnen und Vertreter des Nein-Lagers
innerhalb der SVP wollten die Gelder lieber an der eigenen Grenze investieren, als diese
der Frontex, deren Nutzlosigkeit sich gezeigt habe, zur Verfligung zu stellen. Die
Beflrworterinnen und Beflrworter setzten sich hingegen fur mehr Grenzschutz an den
EU-Aussengrenzen und weniger «illegale Migration» ein. Es lag daher an der
neunkopfigen Parteileitung, eine Empfehlung auszuarbeiten, deren Mitglieder hatten in
der Schlussabstimmung im Parlament aber unterschiedliche Positionen vertreten. Die
Partei beschloss schliesslich Anfang April 2022 die Ja-Parole und folgte damit nicht
zuletzt der Empfehlung ihres verantwortlichen Bundesrats Ueli Maurer.

Bei der Parolenfassung weniger schwer taten sich die Mitte und die FDP, deren
Delegiertenversammlungen im Januar (Mitte) und Februar (FDP) klare Ja-Parolen
ausgaben.

Mitte Marz trat erstmals das Referendumskomitee «No Frontex» an die Offentlichkeit.
Das Komitee lehnte nicht nur die Erhdhung des Beitrags, sondern die
Grenzschutzagentur als Ganzes ab, weil diese «ohne jegliche demokratische Kontrolle
der Mitgliedstaaten» agiere, berichtete die Tribune de Genéve. Mitte April versuchten
die Frontex-Gegnerinnen und -Gegner mit Demonstrationen und anderen 6ffentlichen
Anlassen, die Stimmbevolkerung flr die Thematik zu sensibilisieren.

In der Folge ausserten sich aber auch zahlreiche Beflrworterinnen und Beflrworter
offentlich zu Wort. Wahrend sich die Frontex-Gegnerinnen und -Gegner auf
humanitare Argumente stutzten, wandten sich Wirtschaftsorganisationen mit
dkonomischen Bedenken an die Offentlichkeit. So griindete der Tourismussektor im
April ein Ja-Komitee, da dieser bei einer Ablehnung der Vorlage den Ausschluss aus
dem Schengen-Visa-Raum beflrchtete. Dadurch brauchten Touristen aus Fernmérkten
ein separates Visum fur einen Aufenthalt in der Schweiz, was die Attraktivitat einer
Schweiz-Reise drastisch senken wirde, begrindete STV-Direktor Philipp Niederberger
die Angste der Branche. Hotelleriesuisse rechnete mit Einbussen von bis zu CHF 188
Mio. pro Jahr und der Bundesrat erwartete jahrliche Ausfalle von jahrlich maximal CHF
500 Mio. Franken flur den Schweizer Tourismus. Doch nicht nur wirtschaftliche
Bedenken wurden vorgebracht, KKJPD-Président Fredy Fassler (sp, SG) warnte davor,
bei einem Nein zum Frontex-Beitrag vom Sicherheitssystem der EU abgehangt zu
werden, was fur die Polizeiarbeit hochproblematisch ware.

Ebenfalls im April, also knapp einen Monat vor der Abstimmung, wurde bekannt, dass
OLAF - die Antibetrugsbenhdérde der EU -in einem geheimen Bericht mehrfache
Verfehlungen durch Frontex-Verwaltungsrate festgestellt hatte. Die Frontex-Spitze um
Direktor Fabrice Leggeri sei demnach in Mobbing und illegale Pushbacks - also in
illegale Ausweisungen oder Ruckschiebungen von Migrantinnen und Migranten
unmittelbar vor oder nach dem Grenzlbertritt, ohne dass diese die Mdglichkeit hatten,
einen Asylantrag zu stellen - verwickelt gewesen. Nach Verdéffentlichung dieser
Vorwdirfe verweigerte der Haushaltsausschuss des EU-Parlaments Frontex die
Décharge. Auch der Vorsitzende des Frontex-Verwaltungsrats, Marko Gasperlin, gab in
einem Blick-Interview zu Protokoll, dass in bestimmten Féllen «absolut falsch
gehandelt» worden sei, auch wenn das Frontex-System im Grossen und Ganzen
funktioniere. Zwei Wochen vor dem Abstimmungstermin bat der umstrittene Frontex-
Chef Fabrice Leggeri seinen Rucktritt an, der vom Verwaltungsrat gleichentags
akzeptiert wurde. Leggeri wurde nicht nur flir die zahlreichen nachgewiesenen
Pushbacks verantwortlich gemacht, er wurde auch des Missmanagements und des
Mobbings bezichtigt. Unklar war, wie sich diese Nachricht auf die Volksabstimmung
auswirken wdirde. Einerseits bestatige der Rucktritt die Kritik an der Grenzagentur,
andererseits sei er Zeugnis einer gewissen Reformbereitschaft, argumentierte der
Tages-Anzeiger. Letzterer Interpretation schloss sich das EFD an. Eine Sprecherin
erklarte, dass Frontex nun das angeschlagene Vertrauen zurickgewinnen kénne und
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dass sich gezeigt habe, dass die Aufsichtsmechanismen funktionierten.

Eine Tamedia-Meinungsumfrage vom 4. Mai machte jeglichen Anflug von Spannung
hinsichtlich des Ausgangs der Abstimmung zunichte, denn eine grosse Mehrheit der
Befragten (64%) wollte ein Ja an der Urne einlegen. Auf eine deutliche Annahme der
Vorlage am 15. Mai deuteten nicht nur die Meinungsumfragen, sondern auch die
Auswertung der Zeitungs- und Inserateanalyse von Année Politique Suisse hin. Wahrend
das Ja-Lager in den untersuchten Printmedien rund 120 Inserate publizieren liess, fand
quasi keine Gegenkampagne statt (ein einzelnes Kontra-Inserat wahrend der ganzen
Untersuchungsperiode). Die Pro-Inserate warnten vor allem davor, dass ein Nein die
Sicherheit der Schweiz, die Reisefreiheit und die Schweizer Wirtschaft bedrohen
wirde. Einen direkten Zusammenhang zum oftmals genannten Ausschluss der Schweiz
aus Schengen/Dublin machten nur 35 Prozent der Inserate, also deutlich weniger als
drei Jahre zuvor beim Referendum zur Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie. ™

Mitte Mai 2022 nahm die Schweizer Stimmbevdlkerung in der Volksabstimmung zum
Frontex-Referendum die Beteiligung der Schweiz am Ausbau der EU-Agentur an. Mit
einem Ja-Anteil von 71.5 Prozent und Ja-Mehrheiten in allen 26 Kantonen fiel das
Resultat - bei einer tiefen Stimmbeteiligung von knapp 40 Prozent - sehr deutlich aus.
Das klare Ergebnis hatte sich - wenn auch nicht in dieser Deutlichkeit - schon im
Vorfeld des Abstimmungssonntags abgezeichnet. Meinungsumfragen von Tamedia und
der SRG ergaben Anfang Mai einen Zustimmungswert von 64 Prozent (Tamedia)
beziehungsweise 69 Prozent (SRG) fur die Frontex-Vorlage, die laut Umfrageinstituten
thematisch wenig persénliche Betroffenheit bei den Stimmenden ausldste. Selbst unter
Sympathisantinnen und Sympathisanten der SP fand sich - trotz der Nein-Parole der
Partei - eine Mehrheit fur Annahme der Vorlage und auch bei Personen, die mit den
Grinen sympathisierten, wollte eine Mehrheit mit Ja abstimmen. Der Tages-Anzeiger
kritisierte nach der Abstimmung die Parteileitungen der SP und der Grlnen fur ihre
unklare Kommunikation. Denn eigentlich seien sie ja nicht gegen die Kooperation mit
der EU an und fur sich gewesen. Statt mit einer Nein-Parole zu versuchen, die
parteiinternen Fligel zu befrieden, hatten sich die beiden Parteien fir ein
differenziertes Ja mit Kompensationsmassnahmen bei der Flichtlingsaufnahme
einsetzen sollen, so die Empfehlung der Zeitung.

Trotz der hohen Zustimmungsrate wurde das Resultat in den Medien vielfach mit einem
kritischen Unterton versehen. So meinte Marie Juillard im Namen der siegreichen
Operation Libero gegenulber Le Temps, dass es nach dem Ja nichts zu feiern gebe, denn
schliesslich wirden Menschen an den Schengengrenzen umkommen. Trotzdem zeigte
man sich bei der Operation Libero mit dem Resultat zufrieden, welches die
Unterstlutzung der Schweiz flr die Kooperation mit Europa zeige. FDP-Prasident Thierry
Burkart (fdp, AG) freute sich derweil Uber ein klares Ja zur Sicherheit der Schweiz in
Zeiten des Ukraine-Kriegs. Ein Nein hatte der Europapolitik der Schweiz geschadet,
resimierte Burkart. Sein Parteikollege Damien Cottier (fdp, NE) rdumte hingegen ein,
dass die Abwagung zwischen Sicherheit und Menschenrechten schwierig gewesen sei.
Er drickte jedoch seine Hoffnung aus, dass die Schweiz ihre humanitdren Werte den
anderen européischen Staaten vermitteln kdnne. Francois Pointet (glp, VD), Mitglied des
Vorstands der Grunliberalen Schweiz, verstand das Abstimmungsresultat eher als
Zeichen fur den Bundesrat, die Blockade in den Beziehungen mit der EU aufzuheben
und diese zu intensivieren. Ins gleiche Horn bliesen EU-Botschafter Petros
Mavromichalis und der Europaabgeordnete Andreas Schwab, die das Ja als
Vertrauensvotum fur den Schengenraum und fur den Mehrwert der Kooperation mit der
EU auffassten. Flur Bundesrat Maurer war indes klar, dass das Ja der Stimmbevélkerung
ein Ja zur Sicherheit gewesen sei. Das Land werde Frontex stérker unterstitzen und
sich fur die Grundrechte einsetzen, zitierte ihn La Liberté.

Die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage, darunter die Schweizer Fluchtlingshilfe, die
Grinen und die SP, forderten im Nachgang der Abstimmung, dass sich die Schweiz fur
mehr Transparenz und demokratische Kontrolle einsetzen musse. Sibel Arslan (basta,
BS) bemangelte, dass die Schweiz seit zehn Jahren im Frontex-Verwaltungsrat sitze,
ohne sich fir diese Anliegen einzusetzen. Ada Marra (sp, VD) kiindigte an, dass auch die
SP mehr Transparenz vom Bundesrat in Sachen Frontex verlangen werde. Die grine
Standeratin Lisa Mazzone (gp, GE) storte sich gegeniiber 24heures hingegen daran, dass
der Bundesrat die Abstimmung auf die Schengen-Frage reduziert habe, obwohl die
Gegnerschaft der Vorlage nie aus dem Schengen-Abkommen habe aussteigen wollen.
Sie monierte, dass die Auswirkungen eines Neins von den Beflrwortenden der Vorlage
Ubertrieben dargestellt worden seien. Auch La Liberté kritisierte den Bundesrat fur
dessen Rolle im Abstimmungskampf: Medienanfragen seien oft negativ beantwortet
worden und das Bundesamt fir Zoll und Grenzsicherheit habe sogar einen bereits
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genehmigten Artikel von Le Temps zensieren lassen.

Amnesty International verlangte vom Bundesrat, sich gegenuber Frontex fur die
Sicherheit von Geflichteten einzusetzen, illegale Abschiebungen zu verurteilen und
Mechanismen einzuflhren, um Frontex zur Rechenschaft ziehen zu kédnnen, berichtete
Le Temps. Daniel Graf, der das Referendum durch seine Stiftung fur direkte Demokratie
unterstitzt und bei der Unterschriftensammlung mit seinem Netzwerk «wecollect>»
mitgewirkt hatte, sprach gegenlber dem Blick trotz der Niederlage von einem Erfolg.
Die Schweizerinnen und Schweizer hatten als einzige Bevolkerung Europas zum Ausbau
der Frontex-Agentur Stellung nehmen kénnen.

Abstimmung vom 15. Mai 2022
Beteiligung: 39.98%

Ja: 1'623'005 (71.56%), (Sténde 23)
Nein: 607'673 (28.5%), (Stande 0)

Parolen:
- Ja: EVP, FDP, GLP, Lega, Mitte, SVP (1*), Economiesuisse, Konferenz der
Kantonsregierungen, Schweizerischer Arbeitgeberverband, Schweizerischer

Gewerbeverband, TravailSuisse, Operation Libero, Europaische Bewegung Schweiz, IG
Agrarstandort Schweiz, Interpharma, Swissmem, Gastrosuisse, Schweizer Tourismus-
Verband, Allianz Sicherheit Schweiz

- Nein: SP (4*), GPS, EDU (2*), GPS, PdA, SD, Schweizerischer Gewerkschaftsbund,
VPOD, Migrant Solidarity Network, Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee,
Flichtlingsparlament Schweiz, Caritas, SolidaritéS, BastAl, Demokratische Juristinnen
und Juristen der Schweiz, Klimastreik Schweiz, Piratenpartei Ensemble & Gauche

- Stimmfreigabe: Schweizerische Flichtlingshilfe, verschiedene SP-Kantonalparteien
(Al, AR, GL, JU, S2)

* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern *

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mittels Postulat forderte Giovanni Merlini (fdp, TI) den Bundesrat auf, einen Bericht zu
erarbeiten, der die gegenwartigen Beziehungen zwischen EU und OECD auf der einen
Seite und der Schweiz auf der anderen Seite hinsichtlich der Besteuerung naturlicher
und juristischer Personen darlegt. Besonders zu beachten sei die <«aggressive
Steuerpolitik» einzelner EU- und OECD-Lander sowie die von der Europaischen
Kommission beabsichtigte Erstellung einer schwarzen Liste mit Steueroasen. Der
Postulant kritisierte die in der Vergangenheit von EU und OECD eingenommene
«feindselige Haltung» gegenuber der schweizerischen Steuerpolitik, welche vor allem
durch die inkoharente Anwendung der Beurteilungskriterien bei der Erstellung von
Landerlisten splrbar geworden sei. Er beméangelte unter anderem die Bevorzugung von
EU-Mitgliedsstaaten respektive die strengere Behandlung von Drittstaaten sowie die
fehlende Berucksichtigung sogenannter Tax Rulings.

In seiner Antwort vom Mai 2017 verwies der Bundesrat darauf, dass die Schweiz die
Kriterien des Steuerscreenings fur verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich
bereits mehrheitlich erfille und sie daher nicht auf der schwarzen Liste der EU geflhrt
werden wurde. EU-Mitgliedstaaten seien von diesem Screening ausgenommen, da sie
zur Einhaltung EU-interner Regelungen verpflichtet seien und auch von mit der OECD
verbundenen Gremien Uberprift werden wirden.

Bei der Behandlung im Nationalrat im Méarz 2018 hob der zustandige Bundesrat Ueli
Maurer zudem hervor, dass mit der Steuervorlage 17 das Schweizer Steuerregime flr
den internationalen Steuerwettbewerb angepasst werde und viele Bedenken des
Postulanten bereits aufgenommen worden seien. Der durch das Postulat geforderte
Bericht enthielte zudem Informationen, die offentlich verflgbar seien und sich
monatlich verédndern kénnten, und ware also bei seiner Publikation bereits veraltet.
Somit sei das Postulat nicht zielfUhrend. Dementsprechend empfahl der Bundesrat die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Antrag jedoch nicht und
Uberwies das Postulat mit 168 zu 21 Stimmen (bei O Enthaltungen).
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Le 15 novembre 2017, le Conseil fédéral soumet au Parlement le projet d'arrété fédéral
portant sur I'approbation de la Convention contre les doubles impositions entre la
Suisse et le Kosovo (CDI-Kosovo). A titre de précision, depuis le 17 février 2008, date de
la déclaration d'indépendance du Kosovo, et jusqu'au ler janvier 2011, le pays de I'ex-
Yougoslavie bénéficiait tacitement de la Convention établie en 2005 entre la Suisse et la
Serbie-et-Monténégro.

Le Conseil des Etats est le premier a se prononcer sur la CDI-Kosovo signée a Pristina
en mai 2017. L'entrée en matiere est décidée sans opposition. Les sénatrices et
sénateurs souhaitent cependant la suppression de l'article prévoyant qu'a I'avenir, les
conventions similaires ou identiques ne soient plus soumises au référendum facultatif.
Selon le chef du département fédéral des finances, Ueli Maurer, la disposition litigieuse
est fondée sur la volonté du Conseil fédéral de favoriser un allegement du processus
bureaucratique. A titre de rappel, les parlementaires se sont déja exprimés sur une
question comparable dans le cadre des discussions relatives & I'accord de libre-
échange conclu avec la Georgie. La chambre des cantons tranche en définitive en
faveur d'une version modifiant le projet du Conseil fédéral (40 voix pour, 1 contre et 1
abstention). Le projet passe au Conseil national. ™

Unter der Leitung von Bundesprasident Ueli Maurer empfing der Bundesrat im April
2019 Erbprinz Alois und Erbprinzessin Sophie von und zu Liechtenstein zu einem
zweitdgigen Staatsbesuch. Im Zentrum der Gesprache in Bern standen das 100-jéhrige
Jubildum der bilateralen Beziehungen, europaische Themen wie Migration, Brexit und
Finanz-/Steuerfragen sowie die Kooperation der beiden Lénder im internationalen
Kontext. Den zweiten Tag verbrachte die Delegation in der Westschweiz, wo sie unter
anderem die EPFL besuchte. "

Vom 26. bis zum 29. Oktober 2019 besuchte Bundesprasident Ueli Maurer in Begleitung
einer Finanzdelegation die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) und Saudi-Arabien,
die beiden wichtigsten Handelspartner der Schweiz in der Golfregion. Damit holte der
Bundespréasident den bereits fir 2018 angesetzten, aber aufgrund des Mordes am
saudi-arabischen Journalisten Jamal Khashoggi verschobenen Besuch nach. Das
Verhéltnis zwischen der Schweiz und Saudi-Arabien sei in jungerer Vergangenheit
zudem auch wegen der Affare um die Pilatus Flugzeugwerke belastet, analysierte der
Tages-Anzeiger.

Ziele des Besuchs waren unter anderem die Weiterentwicklung der bilateralen
Beziehungen und die Umsetzung verschiedener wirtschaftlicher und steuerlicher
Abkommen mit den beiden Staaten. Auch Fragen der Rechtsstaatlichkeit, der
Demokratie und der Menschenrechte standen geméss offizieller Medienmitteilung auf
dem Programm. Auf seiner Reise machte Maurer zuerst in den VAE halt, wo er
gemeinsam mit seiner Delegation an einem finanzpolitischen Dialog zur Starkung der
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen teilnahm. Symbolisch setzte er zudem den ersten
Spatenstich auf dem Gelande der Expo 2020, womit er den Baubeginn des umstrittenen
Schweizer Pavillons einldutete. Am 28. Oktober folgte die Teilnahme an der «Future
Investment Initiative», einem Investorengipfel in Riad (Saudi-Arabien). Auch ein
Empfang beim saudischen Koénig Salman bin Abd al-Aziz Al Saud und Prinz Mohammed
bin Salman war Teil des offiziellen Besuchs.

Der Besuch zog sowohl in der Schweiz wie auch international Kritik auf sich.
Parlamentarierinnen und Parlamentarier von links bis weit ins burgerliche Lager
kritisierten die Reise Maurers. Fir Unmut sorgte vor allem, dass die Reise erst einen Tag
im Voraus angeklindigt worden war. Flr Sibel Arslan (basta, BS) war eine derartige
«Nacht-und-Nebel-Aktion» nicht akzeptabel. Auch weitere Mitglieder der APK-NR
hinterfragten die Motivation und Umstéande des Staatsbesuchs. Fur den Tages-Anzeiger
ging es Maurer «offensichtlich um die Interessen des Wirtschafts- und Finanzplatzes
Schweiz», da Schweizer Banken je nach Schatzungen bis zu 300 Mrd. Dollar an
saudischem Vermdgen verwalteten. Darauf deute auch die Zusammensetzung der
Delegation hin, zu der neben dem Prasidenten der Schweizerischen Bankiervereinigung
auch Vertreter von UBS und CS gehorten. Der Blick warf der Schweizer Delegation
hingegen vor, sich fur die PR-Offensive zur Rehabilitierung des saudischen Kronprinzen
Mohammed bin Salman, der fur den Mord an Kashoggi mitverantwortlich gemacht
wurde, instrumentalisieren zu lassen. ™
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In der Frihlingssession 2020 beriet der Nationalrat Uber die Protokollanderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Schweden. Die WAK-NR hatte mit grosser
Mehrheit die Anpassung samtlicher hangiger Doppelbesteuerungsabkommen gefordert,
dazu gehoérten auch jene mit Norwegen, dem Iran, der Ukraine, Neuseeland und den
Niederlanden. Als Sprecher der Kommission empfahl Nationalrat Bendahan (sp, VD), die
«kleinen Anpassungen mit geringen finanziellen Auswirkungen» anzunehmen, um die
Schweizer Gesetzgebung den durch das BEPS-Ubereinkommen mit der OECD
geschaffenen Umstanden anzugleichen. Der anwesende Bundesrat Maurer
argumentierte ebenso und hob die erhdhte Rechtssicherheit und die positive
wirtschaftliche Entwicklung hervor, die durch die Anderungen erreicht wiirden.
Eintreten wurde ohne Gegenvorschlag beschlossen. In der Gesamtabstimmung nahm
der Nationalrat das Geschaft mit 157 zu 27 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) an, wobei die
Gegenstimmen ausschliesslich von Mitgliedern der SVP stammten.

Im Vorfeld der Herbstsession beriet die WAK-SR das Doppelbesteuerungsabkommen
mit Saudi-Arabien und beantragte dem Stdnderat mit 7 zu 1 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), diesem zuzustimmen. Kommissionssprecher Levrat (sp, FR) unterstitzte
die Vorlage in der Herbstsession zwar ausdricklich, teilte aber auch gewisse Bedenken
mit. Diese bezogen sich auf die steuerliche Behandlung von Unternehmen, die in Saudi-
Arabien Dienstleistungen erbringen, ohne dort einen Sitz oder eine standige
Niederlassung zu haben. Die OECD und die Schweiz, wie auch die Mehrheit der UNO-
Staaten, unterstellten derartige Betriebe erst ab 183 Arbeitstagen innerhalb von zwolf
Monaten und physischer Prasenz einer Steuerpflicht. Unter saudi-arabischem Recht
reiche daflr jedoch bereits eine virtuelle Prasenz aus, erklarte Levrat. Gerade bei
Unternehmen mit Beratungsleistungen fuhrten diese unterschiedlichen Definitionen
unter Umstanden zu Divergenzen. Standerat Levrat stellte aber in Aussicht, dass man
nach Abschluss des Abkommens ein Verstandigungsverfahren einleiten kénne, um die
genaue Auslegung des Abkommens durch die saudischen Behdrden zu kléaren. Martin
Schmid (fdp, GR) zeigte sich diesem Verstandigungsverfahren gegeniber kritisch, da ein
solches in der Praxis mehrere Jahre in Anspruch nehme. Bundesrat Maurer
beschwichtigte die Gemuter mit der Erklarung, dass die Frage der Betriebsstatten in
mehreren Abkommen der Schweiz gleich gelést worden sei, auch wenn es nicht dem
Schweizer Ideal und dem UNO-Standard entspreche. Wenn man diese Licke beheben
wolle, dann misse man demnach zahlreiche Doppelbesteuerungsabkommen neu
aufrollen. Bundesrat Maurer verdeutlichte, dass ein Abkommen, welches trotz Llcke
sehr vieles regle, der Alternative ohne Abkommen vorzuziehen sei. Der Standerat nahm
den Entwurf mit 24 zu 2 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) deutlich an.

In der Schlussabstimmung bestatigte der Standerat das klare Ergebnis mit 29 zu 4
Stimmen (bei 11 Enthaltungen), wéhrend es im Nationalrat durch die zahlreichen
Enthaltungen der SVP-Fraktion und der Nein-Stimmen der Grinen und SP mit 79 zu 78
Stimmen (bei 38 Enthaltungen) noch einmal spannend wurde. ?°

Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Kuwait und Bahrain (BRG 20.066) kamen in
der Wintersession 2020 in den Nationalrat, sorgten dort aber kaum fur
Diskussionsbedarf. Christian Luscher (fdp, GE) unterstitzte im Namen der WAK-NR den
Abschluss des Doppelbesteuerungsabkommens mit Bahrain, unter anderem weil das
Land eine grosse Investitionskapazitét besitze und es bereits mit zahlreichen anderen
europaischen Léandern ahnliche Abkommen abgeschlossen habe. Laut Lischer wurde
das Abkommen, welches inhaltlich der Schweizer Vertragspraxis geméass OECD
entspreche und damit die BEPS-Mindeststandards der OECD erfiille, den Schweizer
Finanzplatz und damit die Schweizer Wirtschaft im Allgemeinen stérken. Auch das
Anderungsprotokoll mit Kuwait empfahl die Kommission zur Annahme, da dieses eine
Anpassung an die neuen BEPS-Mindeststandards gewéahrleiste . Es enthalte Gberdies
wichtige Verbesserungen bezlglich der Besteuerung von Dividenden und Zinsen,
schaffe die Quellensteuer fast ganzlich ab und enthalte eine Schiedsklausel zur
Erhéhung der Rechtssicherheit. Bundesrat Ueli Maurer unterstrich in der Debatte die
Bedeutung der bilateralen Beziehungen mit Bahrein, indem er auf die bereits
bestehenden Freihandels- und Luft- und Schifffahrtsabkommen verwies. Der
Nationalrat nahm das Abkommen mit Bahrein mit 137 zu 25 Stimmen (bei 22
Enthaltungen) und das Anderungsprotokoll mit Kuwait mit 138 zu 25 Stimmen (bei 18
Enthaltungen) deutlich an. Die Nein-Stimmen und Enthaltungen stammten fast
ausschliesslich von der SVP-Fraktion, welche Vorlagen zur Entwicklung des
internationalen Steuerrechts laut eigener Aussage konsequent ablehne. ?'
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In der Frihjahrssession 2021 nahm der Stianderat die Anderungsabkommen der
Doppelbesteuerungsabkommen mit Liechtenstein (BRG 20.085), Malta (BRG 20.086)
und Zypern (BRG 20.087) diskussionslos und mit 45 Stimmen einstimmig an. Zuvor
hatte Christian Levrat (sp, FR) die kleine Kammer daran erinnert, dass die drei
Abkommen seit ihrem Abschluss keine Anpassung erfahren hatten. Bundesrat Maurer
betonte, dass die drei Anderungsabkommen keine politischen Anderungen, sondern
nur Anpassungen an die neuen OECD-Standards enthielten. ?

In der Frihjahrssession 2021 nahm der Standerat das Anderungsabkommen zum
Doppelbesteuerungsabkommen mit Kuwait und das Doppelbesteuerungsabkommen
mit Bahrain (BRG 20.066) ohne Gegenstimme an. Bundesrat Maurer hatte zuvor
ausfuhrlich die Vorteile des DBA mit Kuwait dargelegt. Dazu gehdéren Verbesserungen
der steuerlichen Rahmenbedingungen fir grenziberschreitende Investitionen, sowie
verschiedene Steuerbefreiungen.

Auch in der Schlussabstimmung fielen die Resultate sehr deutlich aus. Der Nationalrat
stimmte den Abkommen mit 142 zu 39 Stimmen (bei 14 Enthaltungen), der St&nderat mit
44 Stimmen einstimmig zu. %

In der Sommersession 2021 beschéftigte sich die grosse Kammer als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz iiber die Durchfiihrung von internationalen Abkommen im
Steuerbereich (StADG), das im Rat grundsatzlich unbestritten war. Der Bundesrat sah
eine Totalrevision des Bundesgesetzes Uber die Durchfiihrung von zwischenstaatlichen
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung vor, welches noch aus dem Jahr
1951 datiert und fur veraltet befunden wurde. Die WAK-NR hatte das Geschéaft im
Vorfeld der Session zur Annahme empfohlen und war den Beschllissen des Standerats
weitgehend gefolgt. Kommissionssprecherin  Amaudruz (svp, GE) erklarte, die
Kommission habe nur eine kleine Anderung hinsichtlich der Ausgleichszahlungen bei
der Verrechnungssteuer vorgenommen. Zudem seien zwei Minderheitsantrage Aeschi
(svp, ZG) eingereicht worden. Minderheitssprecher Aeschi forderte in diesen eine
Abschwachung der Strafbestimmungen in zweierlei Hinsicht. Einerseits verlangte er die
Streichung des Tatbestands der Fahrlassigkeit, sodass nur vorsatzlich ungerechtfertigte
Ruckerstattungen der Verrechnungssteuer bestraft werden kdénnten, andererseits
wollte er die Busse auf maximal CHF 30'000 beschranken, wahrend im Gesetzestext
eine Busse bis zum «Dreifachen des unrechtmassigen Vorteils» vorgesehen war. Da sich
jedoch alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP ausdricklich fur die
Kommissionsmehrheit und gegen die Minderheitsantrage ausgesprochen hatten,
schienen diese Anliegen wenig aussichtsreich.

Bundesrat Maurer stellte erfreut fest, dass zwischen Parlament und Bundesrat keine
Differenzen bestinden. Der Gesamtbundesrat akzeptiere die «sprachliche
Prazisierung» der Kommissionsmehrheit. Maurer bat die grosse Kammer, die
Minderheitsantréage von Nationalrat Aeschi abzulehnen, weil man sonst im vorliegenden
Gesetz eine andere Strafbestimmung schaffen wurde als im Verrechnungssteuergesetz.
Zudem wuirde man auslandische Straftater gegentber inléndischen bevorzugen. Die
Minderheitsantrége wurden mit 139 zu 49 beziehungsweise 140 zu 49 Stimmen klar
abgelehnt. Der Gesetzesentwurf als Ganzes wurde einstimmig angenommen und ging
aufgrund der vorgenommenen Prazisierung des Gesetzestexts zur Differenzbereinigung
zuriick an den Sténderat.

In  der Herbstsession 2021 beschaftigte sich der Standerat mit dem
Grenzgangerabkommen und dem Protokoll zur Anderung des
Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der Schweiz und Italien. Marco Chiesa (svp,
Tl) legte dem Rat einen Ordnungsantrag vor, um das Geschéft zu sistieren, bis Italien die
Schweiz von der schwarzen Liste von 1999 streicht. Diese Liste sieht eine Umkehr der
Beweislast des Steuerdomizils fur in Italien wohnhafte natirliche Personen vor, die
ihren Wohnsitz in die Schweiz verlegen wollen. Chiesa begrindete den Antrag damit,
dass man dringend abwarten musse, wie sich andere Dossiers entwickelten, bevor man
den letzten Trumpf, den die Schweiz in den Verhandlungen halte, verwerfe. Er ging
davon aus, dass das Abkommen nicht den gewunschten Antidumping-Effekt fur den
Tessiner Arbeitsmarkt haben werde und Grenzganger weiterhin steuerlich privilegiert
wirden. Dass die Schweiz von Italien trotz langjahrigem Informationsaustausch noch
immer als Steuerparadies auf der schwarzen Liste gefuhrt werde, bezeichnete er als
«unwurdig». Nur diplomatischer Druck kénne daran etwas andern. Ausserdem sei
Italien der Schweiz auch bei den Verhandlungen Uber den erleichterten Zugang zum
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italienischen Finanzmarkt flr schweizerische Marktteilnehmende - ohne die
Verpflichtung einer Niederlassung in lItalien - nicht entgegengekommen, bemangelte
der SVP-Nationalrat. Da der Ordnungsantrag der WAK-SR nicht vorgelegt worden war,
konnte ihr Sprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) nur mutmassen, dass die Kommission
diesen wohl abgelehnt hatte. Die Kommission habe in der Beratung begruisst, dass die
Erhebung der Quellensteuer in der Schweiz ab Inkrafttreten des Abkommens von 40 auf
80 Prozent steigen soll. Auch Finanzminister Maurer sprach sich gegen die Sistierung
aus. Zwar seien nicht alle Probleme mit Italien ausgerdumt worden, doch das Ergebnis
der jahrelangen Verhandlungen habe die ursprunglichen Erwartungen ubertroffen und
man arbeite am erwéhnten Zugang zum Finanzmarkt. Die von Chiesa kritisierte
schwarze Liste habe kaum mehr Bedeutung, erklarte Maurer. Der Ordnungsantrag
Chiesa wurde mit 34 zu 7 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. Dem Entwurf des
Bundesrats stimmte die kleine Kammer in der Folge mit 43 zu 1 Stimmen - die Nein-
Stimme stammte von Chiesa - deutlich zu. ?

In der Friihjahrssession 2022 beriet der Nationalrat Giber die Anderungsprotokolle der
Doppelbesteuerungsabkommen mit Nordmazedonien und Japan (BRG 21.074). Die
WAK-NR hatte mit grosser Mehrheit die Zustimmung zu den beiden Abkommen
beantragt. Bundesrat Ueli Maurer erklérte, dass man alle der Uber hundert DBAs den
neuen Mindeststandards der OECD anpassen mdisse, so auch in diesem Fall. Der
Nationalrat nahm das Anderungsprotokoll fiir Japan einstimmig, jenes fir
Nordmazedonien mit 134 zu 41 Stimmen (bei é Enthaltungen) an. Ein Grossteil der SVP-
Fraktion hatte gegen Letzteres gestimmt, jedoch ohne sich in der Debatte dazu zu
aussern. %

Anfang 2022 hatte die WAK-NR das Grenzgangerabkommen und das Protokoll zur
Anderung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen der Schweiz und Italien fast
einstimmig zur Annahme beantragt, gleichzeitig aber auch beim SIF eine Roadmap zur
Streichung der Schweiz von der Schwarzen Liste Italiens von 1999 und zur Gewahrung
des Zugangs der Schweizer Banken zum italienischen Markt in Auftrag gegeben.

Im Nationalrat entspann sich in der darauffolgenden Fruhjahrssession eine lange
Debatte unter den Tessiner Ratsmitgliedern verschiedener Parteien, die sich an der
nicht vollstandigen Umsetzung der Roadmap von 2015 und einem Sistierungsantrag der
SVP entzlindet hatte. Kommissionssprecher Beat Walti (fdp, ZH) erklarte, dass sich die
Kommission einig gewesen sei, dass die neue Grenzgangerregelung eine Verbesserung
bedeute. Es sei jedoch zu mehreren Sistierungsantragen gekommen, weil andere
Themen, die in der Roadmap erwéhnt wurden, nach wie vor ungekléart seien. Dieses
Anliegen habe die Kommissionsmehrheit aber abgelehnt, weil man nicht mit dem
Verzicht auf einen eigenen Vorteil Druck austben kénne. Dennoch lag auch im
Nationalrat ein Sistierungsantrag Marchesi (svp, Tl) mit identischer Forderung vor, den
Kommissionssprecher Walti konsequenterweise zur Ablehnung empfahl. Greta Gysin
(gp, TI) sprach sich im Namen der griinen Fraktion fur die Annahme des Abkommens aus
und wunderte sich Uber den Widerstand der Tessiner SVP-Vertreter, die 2015 auf die
Unterzeichnung des damaligen Abkommensentwurfs gedrangt hatten, obwohl dieser fur
die Schweiz weniger vorteilhaft gewesen ware. Auch SP-Nationalrat Storni (sp, TI)
begrisste im Namen seiner Partei das Abkommen, welches zwar nicht die durch die
Grenzgangerinnen und Grenzgénger ausgeldsten Probleme des Tessiner Arbeitsmarkts
|6sen werde, aber zumindest den Vorteil der niedrigeren Steuerbelastung in Italien
abschwache. Die SP lehne den Sistierungsantrag ab, fordere den Bundesrat aber
zugleich auf, den Druck zu erhdhen, um den Marktzugang zu verbessern und die
Streichung von der Schwarzen Liste zu erreichen. Marco Romano (mitte, TI) kritisierte
den Bundesrat scharf fur den Ausgang der Verhandlungen, bei denen ltalien alles
bekommen habe, was es wollte, insbesondere die zehnjahrige Ubergangsfrist bis zur
Anwendung des neuen Abkommens. Sollte Italien das Abkommen nicht bis Ende Jahr
abschliessen, verlangte Romano, dass das bestehende Abkommen geklndigt wird und
das neue Abkommen ohne Ubergangsfrist in Kraft tritt. Der anwesende Bundesrat
Maurer verteidigte die Ubergangsfrist als Kompromiss, da ltalien deutlich mehr
gefordert habe. Er teilte dem Nationalrat mit, dass der Bundesrat den Abschluss des
parlamentarischen Prozesses in Italien im Mérz 2022 erwarte. Es gabe keine Opposition
oder andere Anzeichen flr eine Verzoégerung der Behandlung. Auch zu den beiden
offenen Punkten der Roadmap bezog er Stellung. Die schwarze Liste bezeichnete
Maurer als «Stlck Papier» ohne Wirkung, wobei Italien positive Signale hinsichtlich
einer Streichung aussende. Der Marktzugang fur Schweizer Banken in lItalien sei
hingegen «der grosse Brocken», der noch Uubrig bleibe. Die Schweiz habe, mit
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Ausnahme von Deutschland, in keinem EU-Land einen solchen Marktzugang. Italien
werde die Losung dieses Problems aber wahrscheinlich nicht selbststandig, sondern im
Rahmen der EU vornehmen. Angesichts der gegenwartigen bilateralen Beziehungen zur
EU sehe er diesbezlglich «kein Licht am Ende des Tunnels». Der Bundesrat lehne aus
diesen Grinden die Sistierung des Abkommens ab, auch weil man den Kontakt mit
Italien verlieren wurde. Maurer mutmasste, dass Italien gar froh Uber einen Abbruch
ware, weil man der Schweiz im Abkommen weit entgegengekommen sei.

Der Nationalrat lehnte den Sistierungsantrag mit 136 zu 55 Stimmen klar ab. Nur die
SVP-Fraktion sowie die beiden Tessiner Mitte-Nationalrdte Regazzi (mitte, TI) und
Romano stimmten daflr. Den Entwurf nahm die grosse Kammer in der Folge mit 186 zu
4 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an.

In den Schlussabstimmungen nahm der Nationalrat das Geschaft mit 183 zu 5 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) an, der Standerat tat dies einstimmig. %

Mitte April 2022 kiindigte der Bundesrat eine Reise von Bundesrat Guy Parmelin in die
USA, sowie dessen Teilnahme an der Frihjahrstagung des IWF und der WBG in
Washington an. Dort sollte er begleitet werden von Bundesrat Ueli Maurer und
Nationalbankpréasident Thomas Jordan. Guy Parmelin reiste am 19. April nach San
Francisco, um mit Schweizer Unternehmen und kalifornischen Behérden die Umsetzung
des MoU Uber die Kooperation im Bereich Berufsbildung zu sprechen. Darlber hinaus
fihrte er im Rahmen des von Swissnex organisierten Besuchs Gesprache mit
Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft, sowie von Hochschulen und
Technologiefirmen. Swissnex - das globale Schweizer Netzwerk fir Bildung, Forschung
und Innovation - verbinde die Schweiz in diesen Bereichen mit den USA und
unterstltze Partner bei der internationalen Vernetzung, teilte der Bundesrat in seiner
Medienmitteilung mit.

Bundesrat Maurer und SNB-Prasident Jordan nahmen derweil an einem Treffen der
Finanzminister und Notenbankgouverneure der G20 teil, sowie am Ministertreffen der
Financial Action Taks Force on Money Laundering, die sich der Bekdampfung von
Geldwascherei und Terrorismusfinanzierung widmet. Danach nahmen alle drei
Schweizer Reprasentanten gemeinsam an der Tagung des IWF und der WBG teil, die den
Krieg in der Ukraine und dessen Auswirkungen auf die Weltwirtschaft, die
wirtschaftspolitischen Antworten auf den Klimawandel und die Foérderung der
Klimatransition in &rmeren und vulnerablen Landern thematisierte. Der
Entwicklungsausschuss der Weltbank beriet zudem die Verschuldung von Staaten und
das Potenzial der Digitalisierung fur die Entwicklung in fragilen und von Konflikten
betroffenen Laéndern. Die Schweiz unterstitzte dieses Engagement der WBG und
forderte weitere Massnahmen zur Schuldentransparenz.

Far Aufregung sorgte eine Protestaktion gegen die russische Regierung: Nachdem der
russische Finanzminister virtuell das Wort ergriffen hatte, verliess die Halfte der
Teilnehmenden an der Sitzung des IWF den Saal. Bundesrat Maurer beteiligte sich nicht
an dieser Aktion, da er nach eigener Aussage einen Staat reprasentiere, der neutral sei
und er nicht seine persdnliche Betroffenheit markieren musse. ¢

In der Sommersession 2022 wurden die  Anderungsprotokolle  der
Doppelbesteuerungsabkommen mit Nordmazedonien und Japan im Stédnderat
beraten. Eva Herzog (sp, BS), Sprecherin der WAK-SR, legte der kleinen Kammer dar,
dass es bei den beiden Protokollen um die Umsetzung der BEPS-Mindeststandards der
OECD gehe. Dazu gehorten Anpassungen zur Verhinderung von
Abkommensmissbrauchen sowie die Durchsetzung der Regeln zur Verbesserung der
Streitbeilegung. Sie erklarte auch die Unterschiede zwischen den beiden Protokollen,
denn  wéahrend jenes mit Nordmazedonien neue Bestimmungen zum
Informationsaustausch auf Ersuchen und zur Besteuerung von Unternehmensgewinnen
vorsah, regelte jenes mit Japan vor allem Fragen zur Steuerbefreiung von Dividenden
und Zinsen. Finanzminister Maurer hob primér die Vorzuge der Schiedsklausel hervor,
die fur mehr Rechtssicherheit sorgen werde. Die kleine Kammer nahm beide
Anderungsprotokolle einstimmig an. In der Schlussabstimmung zum Ende der Session
war der Bundesbeschluss zum Anderungsprotokoll mit Japan ebenfalls unbestritten.
Der Nationalrat stimmte mit 187 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), der Stdnderat sogar
einstimmig daftr. Das Anderungsprotokoll mit Nordmazedonien nahm der Standerat
wiederum einstimmig an, das Ergebnis im Nationalrat war mit 146 zu 49 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) jedoch weniger deutlich. Ein Grossteil der SVP-Fraktion hatte flr
Ablehnung gestimmt, blieb mit dieser Position aber alleine. ?
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In der Herbstsession 2022 beriet der Nationalrat Uber das neue
Doppelbesteuerungsabkommen mit Athiopien und das I'inderungsprotokoll des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Armenien (BRG 22.033). Martin Landolt (mitte,
GL) empfahl im Namen der WAK-NR beide Abkommen zur Annahme. Das neue
Abkommen mit Athiopien erlaube es der Schweiz, ihr Abkommensnetz in Ostafrika
auszubauen, was fur die Exportwirtschaft in Zukunft von Bedeutung sein werde. Man
habe zwar eine Bestimmung Uber die Vergltung fir technische Dienstleistungen nicht
ins  Abkommen aufnehmen konnen, dennoch stelle es ein ausgewogenes
Verhandlungsergebnis dar und entspreche weitgehend dem Musterabkommen der
OECD. Finanzminister Ueli Maurer wies darauf hin, dass Rechtssicherheit fur die
zahlreichen in der Schweiz angesiedelten multinationalen Firmen wichtig sei. Athiopien
sei nicht nur fur Schweizer Investitionen bedeutend, sondern spiele - wie an der
Immobilienbotschaft 2022 zu erkennen -auch im Bereich der internationalen
Beziehungen eine wichtige Rolle flr die Schweiz. Auch die Aktualisierung des
Abkommens mit Armenien trage zu mehr Rechtssicherheit und zur Verhinderung von
Abkommensmissbrauch bei. Die grosse Kammer trat einstimmig auf die
Abkommensentwiirfe ein und nahm jenes mit Athiopien mit 130 zu 31 Stimmen (bei 17
Enthaltungen), jenes mit Armenien mit 136 zu 30 Stimmen (bei 17 Enthaltungen) deutlich
an. Die Gegenstimmen und Enthaltungen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. *°

Aussenwirtschaftspolitik

Im September 2019 veréffentlichte der Bundesrat seine Botschaft zur Anderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Irland. Darin hielt er fest, dass im Rahmen des
BEPS-Projekts der OECD Anderungen an mehreren Doppelbesteuerungsabkommen der
Schweiz vorgenommen werden mussten. Unter anderem machten die neuen Richtlinien
Anpassungen an den Bestimmungen des bilateralen Abkommens mit Irland notig,
welche mittels eines Anderungsprotokolls implementiert werden sollten.

Der anwesende Bundesrat Ueli Maurer erklarte in der Frihjahrssession 2020 im
Nationalrat, dass es sich im vorliegenden Fall um die Einflhrung einer Schiedsklausel
handle, welche die Rechtssicherheit im Hinblick auf die Vermeidung von
Doppelbesteuerung erhohe. Die WAK-NR hatte sich mit grosser Mehrheit fur die
Annahme der Anderungen ausgesprochen. Dafiir setzten sich auch die Sprecher aller
Fraktionen mit Ausnahme der SVP ein. Dementsprechend nahm der Rat das Geschaft
mit 152 zu 26 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) klar an. *

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Ein Postulat von Giovanni Merlini (fdp, TI) hatte eine Erleichterung der
grenziiberschreitenden Finanzdienstleistungen fir italienische und franzdsische
Privatkundinnen und Privatkunden zum Ziel. Da lItalien und Frankreich die MiFID-II
-Richtlinie der EU restriktiv ausgelegt habe, dirften Finanzintermediare aus Nicht-EU-
Staaten in den beiden Staaten nur noch Finanzdienstleistungen anbieten, wenn sie
darin Uber eine Zweigniederlassung verfugen. Entsprechend solle der Bundesrat einen
Bericht zur Situation des Tessiner und Genfer Finanzsektors, die von diesen Regelungen
besonders stark betroffen seien, sowie zu deren Zugang zum italienischen respektive
franzsischen Markt ausarbeiten. Darin solle er auch Massnahmen darlegen, die solche
Dienstleistungen flir schweizerische Finanzintermediare erleichtern sollen.

Da das Postulat vom Bundesrat zur Annahme empfohlen und von Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) in der Wintersession 2017 bekdmpft worden war, beschéftigte sich der
Nationalrat in der Frihjahrssession 2018 damit. Dabei wies der Postulant auf die in
seinen Augen ungerechte Behandlung der Schweiz durch die EU hin, etwa bezuglich der
zeitlich beschrankten Anerkennung der schweizerischen Vorschriften bezlglich der
Borse oder bezlglich der Aufnahme der Schweiz auf die graue Liste der Staaten mit
privilegierter Besteuerung. Deshalb wolle er nun den Bundesrat mit der Verfassung
dieses Berichts beauftragen. So sei den Privatbanken die Eroffnung einer
Zweigniederlassung .,aus wirtschaftlichen, steuerlichen und unternehmerischen
Griinden nicht zumutbar™. Ohne Zweigniederlassung(en) verldren sie jedoch Kundschaft
und wuirden weniger Umsatz machen, wodurch Arbeitsplatze verloren gingen. Man
muisse daher mit diesen Staaten ,auf Augenhdhe sprechen und verhandeln™;
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insbesondere da sich Italien geméss dem Postulanten mit der Roadmap vom Februar
2015 verpflichtet habe, den Zugang zu grenzuberschreitenden Finanzdienstleistungen
zu erleichtern. Prisca Birrer-Heimo erklarte ihren Widerstand gegen den Vorstoss
damit, dass sie nicht noch ein ,Sonderzugli® sehen mdéchte: Wenn das Fidleg und das
Finig aquivalent der Mifid-Il-Bestimmungen umgesetzt wirden, gabe es keine Probleme
mit dem EU-Marktzugang. Stattdessen versuche man, maoglichst viel herauszuholen,
obwohl man gesehen habe, dass die EU da nicht mitspiele. Finanzminister Maurer
hingegen stellte sich im Namen des Bundesrates hinter das Postulat und erklérte, man
werde die Situation analysieren und anschliessend versuchen, entsprechende Vertrage,
wie sie mit Deutschland bereits existierten, abzuschliessen. Den Erfolg des Vorhabens
kdonne er jedoch nicht garantieren.

Der Nationalrat stimmte dem Postulat mit 138 zu 47 Stimmen zu, dagegen sprachen sich
geschlossen die Fraktionen der SP und der Griinen aus. *?

Kapitalmarkt

Une majorité de la Commission de politique extérieure du Conseil national (CPE-CN)
estime que la Suisse doit accroitre ses efforts de transparence des flux financiers.
Face & I'actuelle évolution de la finance mondiale, avec notamment I'introduction d'une
imposition minimale pour les entreprises, la Suisse doit s'interroger au plus vite non
seulement sur son role de relais de la gestion de fortune mondiale, mais aussi en tant
que siege de nombreuses entreprises multinationales. Pour étre précis, la CPE-CN
recommande d'établir un rapport qui se focalise sur la déclaration des ayant droits
économiques, la publication des rapports pays par pays des entreprises
multinationales, et la publication des décisions fiscales anticipées. D'apres la majorité
de la CPE-CN, des mesures proactives permettraient de garantir la réputation de la
place financiere et donc de renforcer la confiance des investisseurs. Une minorité,
emmenée par huit députés et députées PLR et UDC, a proposé de rejeter le postulat.

Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. De son point de vue, la Suisse a participé
activement a I'élaboration de standards internationaux pour lutter contre le manque de
transparence dans la finance internationale. Il a notamment cité les nombreuses
adaptations des bases légales liées au blanchiment d'argent et au financement du
terrorisme ainsi que I'échange automatique de renseignements relatifs aux comptes
financiers (EAR). Ueli Maurer, ministre des Finances, a également rappelé que le Groupe
d'action financiére (GAFI) avait salué, en 2020, les efforts de la Suisse dans la lutte
contre le blanchiment d'argent.

En chambre, le postulat a été adopté par 100 voix contre 85 et 2 abstentions. Le camp
rose-vert a réussi a convaincre la majorité des députés et députées du groupe du
Centre qui ont fait pencher la balance en faveur du postulat. En effet, le plaidoyer de la
minorité n'a convaincu que 6 voix du groupe du Centre, en plus des voix PLR et UDC. *

Borsen

In der Wintersession 2022 begrisste Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR)
den Stinderat zur Beratung der Anderung des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes
(FinfraG). Die in der WAK-SR unbestrittene Vorlage ziele darauf ab, die Anerkennung
auslandischer Handelsplatze fiur den Handel mit Beteiligungspapieren von
Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz zu regeln und so den Schutz der Schweizer
Borseninfrastruktur nachhaltig zu gewéhrleisten. Die vorgesehenen Schutzmassnahmen
seien bisher auf dem Verordnungsweg geregelt worden, nachdem die EU der Schweiz
2018 mit dem definitiven Verlust der Borsenanerkennung gedroht hatte, erlauterte
Schmid. Der Bundesrat hatte daraufhin mittels Notrechts in einer Verordnung das
geforderte Recht angewendet und so eine drohende negative Entwicklung fur den
Finanzplatz Schweiz verhindert. Die Inhalte dieser Verordnung sollten nun ohne
inhaltliche Anderungen formell ins Gesetz aufgenommen werden, um zu verhindern,
dass diese zeitlich beschréankten Schutzmassnahmen ersatzlos auslaufen. Die Vorlage
sehe zudem die Moglichkeit vor, diese Massnahmen im Falle einer erneuten
Anerkennung der Bdrsendquivalenz durch die EU wieder aufzuheben, ergénzte
Finanzminister Ueli Maurer die Ausfuhrungen des Kommissionssprechers.
Stillschweigend trat die kleine Kammer auf das Geschaft ein und stimmte - analog ihrer
Kommission - dem Entwurf des Bundesrats ohne Anderungsantrage einstimmig zu. *
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Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Wintersession 2022 begann der Nationalrat die Beratung des neuen Gesetzes fiir
eine Tonnagesteuer fiir Hochseeschiffe. Kommissionssprecherin Amaudruz (svp, GE)
betonte, dass die Mehrheit der WAK-NR mit diesem Gesetz ein klares Signal an die
Wirtschaft senden wolle und dass man davon ausgehe, dass die Einflhrung einer
Tonnagesteuer zu hoheren Steuereinnahmen und neuen Arbeitspléatzen fuhre. Die
Tonnagesteuer diene dazu, Hochseetransportunternehmen in der Schweiz zu halten,
nachdem deren Sonderregelungen zur Besteuerung mit dem STAF abgeschafft worden
waren. Diese neue Regelung sei OECD-konform und werde auch in der EU angewendet.
Finanzminister Maurer betonte, dass die Vorarbeiten zu dieser Vorlage aus einer Zeit
stammten, in der es der Hochseeschifffahrt Uberaus schlecht ging, und erinnerte an die
entsprechenden Blrgschaften des Bundes. Zwar gebe es verfassungsrechtliche Griinde
fur und wider eine Tonnagesteuer, jedoch sei es volkswirtschaftlich wichtig, die
Hochseeschifffahrt in der Schweiz mit derjenigen im Ausland gleichzustellen. «Zum
Standort Schweiz, einem zuverlassigen Standort mit hohem Know-how, gehdren eben
auch diese Schiffe», betonte der Finanzminister.

Im Nationalrat lagen ein Antrag Bertschy (glp, BE) auf Nichteintreten sowie ein Antrag
Wermuth (sp, AG) auf Rickweisung des Entwurfs an den Bundesrat vor, wobei dieser
die «dkologische und soziale Verantwortung der Schifffahrtsbranche» im Entwurf hatte
starken sollen. Zudem hatte auch die FK-NR in einem Mitbericht aus finanziellen
Grinden den Verzicht auf das neue Gesetz gefordert. Kathrin Bertschy brachte
verschiedene Grinde fur ihren Nichteintretensantrag an: Einerseits halte man die
Verfassungsmassigkeit der Vorlage, insbesondere den Grundsatz der Besteuerung nach
wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit und der rechtsgleichen Besteuerung, nicht fur
gegeben. Zwei Gutachten seien diesbezlglich zu unterschiedlichen Schllssen
gekommen, was insbesondere an ihrer unterschiedlichen Einschatzung der Frage, ob
die Hochseeschifffahrt in der Schweiz ohne diese Vorlage in ihrer Existenz geféahrdet
sei, gelegen habe. Aufgrund der guten aktuellen wirtschaftlichen Lage der
entsprechenden Branche verneine die Minderheit diese existenzielle Bedrohung, die
eine Voraussetzung fur die Verfassungsmassigkeit darstelle. Zudem hatten sowohl der
Bundesrat als auch die FK-NR in ihrem Mitbericht erklart, die Auswirkungen der Vorlage
auf den Bundeshaushalt seien unklar. Mit diesem Entwurf kdénnten
Rohstoffunternehmen die OECD-Mindestbesteuerung unterwandern, zumal sie den
Schifffahrtsunternehmen gemass Schatzungen von Expertinnen und Experten eine
Besteuerung von 6 bis 7 Prozent erlaube. Schliesslich verlangte Bertschy, dass nur
Unternehmen von der Steuer profitieren dirften, die mindestens unter EU- oder EWR-
Flagge fahren, damit sie auch die entsprechenden Arbeits- und Umwelterfordernisse
erfullen mussten. Eine entsprechende Regelung sei jedoch nach der Vernehmlassung
aus dem Entwurf gestrichen worden. Ahnlich argumentierte auch Cédric Wermuth, der
Uberdies auch die Besteuerung nach Tonnage als unsinnig hervorstrich. Wenn man aber
eine Tonnagesteuer wolle, musse diese so ausgestaltet sein, dass die 6kologische und
soziale Verantwortung der Branche gestarkt werde.

In der Folge lehnte der Nationalrat beide Minderheitsantrage ab (mit 107 zu 83 Stimmen
bei 4 Enthaltungen respektive mit 103 zu 90 Stimmen bei 1 Enthaltung), wobei SP und
Grlne sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion beide Minderheitsantrage annahmen,
wahrend die GLP geschlossen den Rickweisungsantrag, aber nur zur Halfte den
Nichteintretensantrag unterstutzte.

In der Detailberatung vertrat die Kommissionsmehrheit zwei Anderungsantrége:
Einerseits wollte sie auch die Kreuzfahrtschiffe ausdricklich der Tonnagesteuer
unterstellen, obwohl der Bundesrat diese in der Botschaft bereits als Teil des
Personentransports erachtet hatte. Eine Minderheit Bertschy sprach sich gegen den
Einbezug der Kreuzfahrtschiffe aus, zumal Kreuzfahrten einen <«unsinnigen»
Tourismuszweig darstellten, den man gegentber dem Tourismus in der Schweiz nicht
einseitig  subventionieren  solle.  Der  Nationalrat folgte jedoch  seiner
Kommissionsmehrheit.

Als zweite Anderung verlangte die Kommission, dass nur diejenigen Schiffe zur
Tonnagesteuer zugelassen werden, deren «strategischels] und kommerzielle[s]
Management [...] in der Schweiz ausgelbt wird». Damit wollte man die Problematik
|6sen, dass die im Vernehmlassungsentwurf vom Bundesrat vorgeschlagene
Beschréankung auf in der EU und im EWR zugelassene Schiffe gegen WTO-Recht
verstossen wirde. Dies war folglich auch die Kritik an einem Minderheitsantrag Badran
(sp, ZH), welcher ebendiese Einschrénkung forderte. WTO-konform wére gemaéss den
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Kommissionssprechenden auch der Antrag der Minderheit Ryser (gp, SG), nur Flotten
zuzulassen, die zu 60 Prozent im Schweizer Schifffahrtsregister eingetragen sind. Diese
Losung erachtete Finanzminister Maurer jedoch als zu restriktiv und als «Schmalerung
der Attraktivitdt der Schweizer Tonnagesteuer». Die Kommissionsmehrheit setzte sich
in der Folge mit ihrem Alternativvorschlag gegen die Minderheitsantrage durch.

Darlber hinaus versuchten verschiedene Minderheiten die vorgeschlagenen
Regelungen zu ver- oder entschéarfen. So erachtete eine Minderheit Amaudruz den
Vorschlag von Bundesrat und Kommissionsmehrheit als zu einschrénkend und schlug
mehrere Anderungen vor: Erstens sollte die Liste der mittels Tonnagesteuer
besteuerten Zwecke nicht abschliessend genannt werden, was der Nationalrat jedoch
ablehnte, weil es gemass Kommissionssprecher Miuller (mitte, LU) gegen das
Legalitatsprinzip verstossen wdirde. Zweitens sollte die Regelung flur Schiffe zur
Errichtung und zum Unterhalt von Offshore-Bauwerken auf alle Seeschiffe mit
maritimen Dienstleistungen flur die Offshore-Industrie ausgedehnt werden. Zudem
wollte Amaudruz die Regelung zu den Gewinnen aus Nebentéatigkeiten, die ebenfalls via
Tonnagesteuer besteuert werden kénnen, ausweiten. Der Nationalrat lehnte jedoch
samtliche Antréage ab.

Eine Minderheit Wermuth schlug hingegen vor, die weitere, 30-prozentige Erméassigung
des steuerbaren Reingewinns bei Erfullung von o&kologischen Anforderungen zu
streichen. Beispiele aus anderen Staaten mit deutlich restriktiveren Regelungen hatten
gezeigt, dass solche Belohnungen keine Wirkung auf die 6kologischen Massnahmen auf
den Schiffen hatten. Auch hier setzte sich die Kommissionsmehrheit jedoch durch und
behielt die Ermassigung bei.

In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat den Entwurf mit 99 zu 85 Stimmen (bei
3 Enthaltungen) gut, wobei die ablehnenden Stimmen von der SP-, der Grlinen-, fast
der gesamten GLP- und einer Minderheit der Mitte-Fraktion stammten. *°

Indirekte Steuern

Die Anderung des Bundesgesetzes iiber die Stempelabgaben beruht auf der Motion
Abate (fdp, Tl), welche die Anerkennung bestimmter italienischer Finanzintermediare
als Borsenagenten und ihre Befreiung von der Umsatzabgabe forderte. Denn bei der
italienischen Steueramnestie 2009 war verlangt worden, dass bisher unversteuerte
Vermogenswerte zur Regularisierung nach Italien repatriiert, das heisst von
italienischen Finanzintermedidren verwaltet werden. Dadurch unterliegen solche
Transaktionen jedoch mehrfach der schweizerischen Umsatzabgabe, wodurch
insbesondere im Tessin ein Wettbewerbsnachteil des Schweizer Finanzplatzes flr
italienische Kundinnen und Kunden entstehe. Aufgrund dieses Ursprungs der
Gesetzesanderung sind momentan nur italienische Finanzintermediare von der
Neuerung betroffen, durch die neutrale Formulierung des Gesetzestexts kénnen zur
Aufrechterhaltung der Rechtsgleichheit in Zukunft aber auch Finanzintermediare aus
anderen Landern unter den gleichen Voraussetzungen von der Umsatzabgabe befreit
werden. Dadurch kénnen gemass der Botschaft des Bundesrates Steuerausfélle von
rund CHF 10 Mio. entstehen, die jedoch mittel- bis langfristig durch die Starkung der
Finanzintermediare im Kanton Tessin und entsprechenden Mehreinnahmen
kompensiert werden kénnen. In der vorparlamentarischen Phase stiess die Vorlage auf
viel Zustimmung: 34 der 35 Vernehmlassungsteilnehmer sprachen sich fur die
Gesetzesanderung aus, einzig Travail.Suisse beflrchtete, dass die Steuerausfélle
deutlich héher sein kénnten als geplant. Die WAK-NR stimmte der Vorlage mit 19 zu O
Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu.

Entsprechend kurz zeigte sich auch die Debatte im Nationalrat, Céline Amaudruz (svp,
GE) und Leo Miller (cvp, LU) fur die Kommission und Finanzminister Maurer fir den
Bundesrat meldeten sich als einzige zu Wort. Ubereinstimmend mit ihren Voten sprach
sich der Nationalrat einstimmig mit 175 Stimmen (ohne Enthaltung) fur die
Gesetzesanderung aus. *°

In der Herbstsession 2017 beriet der Standerat als Zweitrat das Bundesgesetz iiber die
Stempelabgaben. Martin Schmid (fdp, GR) im Namen der WAK-SR und Finanzminister
Maurer betonten einerseits die Wichtigkeit der Vorlage fir den Schweizer und
insbesondere den Tessiner Finanzplatz und strichen andererseits die eindeutige
Annahme im Erstrat hervor. Diesem Beispiel folgte auch der Standerat und nahm den
Entwurf einstimmig an (43 zu 0). In den Schlussabstimmungen gab es keine

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.11.2017
ANJA HEIDELBERGER

Uberraschungen mehr, beide Kammern bestétigten ihre vorangegangenen Entscheide
einstimmig.

Voranschlag

Der Nachtrag Il zum Voranschlag 2017 beinhaltete neun Nachtragskredite in der Hohe
von insgesamt CHF 107 Mio. Mehr als die Halfte davon (CHF 60 Mio.) beantragte das
Eidgendssische Personalamt zur Abfederung der Senkung des technischen Zinssatzes
bei der Pensionskasse des Bundes, der Publica. Der Bundesrat wollte die fur die
Versicherten dadurch entstehenden Leistungseinbussen von 10 Prozent durch eine
einmalige Einlage von CHF 160 Mio. auf die Altersguthaben und durch eine Erhéhung
der Sparbeitréage auf maximal 5 Prozent reduzieren. Dies sollte mittels dreier Tranchen
in den Jahren 2017 (70 Mio.), 2018 (70 Mio.) und 2019 (26 Mio.) geschehen, wovon CHF 10
Mio. der ersten Tranche mit den Sammelkrediten des EPA kompensiert wurden. Im
Gegenzug wiirden die Mitarbeitenden der Bundesverwaltung in Ubereinstimmung mit
der Motion Dittli (fdp, UR) 2018 auf einen Teuerungsausgleich verzichten.

Weitere CHF 32 Mio. beantragte der Bundesrat nachtréaglich fir Zahlungen bezuglich
der Erweiterung der EU, wobei dieser Kredit grosstenteils Rickerstattungen an die
Partnerstaaten fur deren Projektausgaben beinhaltete. Dieser Nachtrag war notig
geworden, weil provisorische Auszahlungsplane oft nicht eingehalten werden konnten,
sei es aufgrund von Projektverzégerungen durch komplexe Beschaffungsverfahren und
Einspriche, aufgrund der Frankenaufwertung oder weil fur das Jahr 2016 geplante
Auszahlungen aufgrund von Verzégerungen erst im Jahr 2017 getatigt werden konnten.
Die restlichen knapp CHF 15 Mio. verteilten sich auf sieben weitere Projekte. Der Kredit
zur Zahlung von Verglutungszinsen in der Hohe von CHF 6.2 Mio. war mit der
Autorisierung der FinDel bereits als Vorschuss ausbezahlt worden. Die
Vergutungszinsen werden aufgrund des NFB in einem eigenen Kredit verbucht, jedoch
war im Voranschlag 2017 aufgrund eines Bundesgerichtsentscheids zur Umsatzabgabe
und eines Rechtsfalls bei der Mehrwertsteuer zu wenig Geld budgetiert worden. Da
aber die Vergltungszinsen jeweils innert 30 Tagen fallig werden, war ein Vorschuss
notig geworden.

In der Wintersession 2017 behandelte zuerst der Standerat das Geschéaft gemeinsam mit
dem Voranschlag 2018. Umstritten waren lediglich die flankierenden Massnahmen zur
Senkung des technischen Zinssatzes bei der Publica. Eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG),
unterstitzt von Werner Hosli (svp, GL), beantragte, diesen Nachtragskredit abzulehnen.
Beide Sténderate betonten, dass es fur sie - und offensichtlich auch fur die
Bundesverwaltung, die ihnen keine entsprechenden Unterlagen in nutzlicher Frist
liefern konnte - schwierig sei, .den Beschluss und seine Folgen im Vergleich zu
Leistungen anderer Koérperschaften einlzulschatzen®™. Bisher seien aber die
Vorsorgewerke des Bundes grosszlgig gewesen, vermutlich auch deutlich grosszlgiger
als diejenigen der Steuerzahler. Zudem wurden diese Einlagen nicht zur Stabilisierung
der Kasse beitragen, so dass bei einer paritatischen Ausfinanzierung einer allfalligen
zukinftigen Unterdeckung der Bund wiederum werde zahlen mdissen. Aus einem
anderen Gesichtspunkt kritisierte Christian Levrat (sp, FR) den Vorschlag: Dadurch dass
die Rekapitalisierung auf Kosten des Teuerungsausgleichs - der 2018 etwa CHF 33 Mio.
ausmache - zustande komme, sei der hier bezahlte Betrag in funf Jahren bereits wieder
hereingeholt. Somit wiirde die Senkung des technischen Zinssatzes in den kommenden
Jahren ausschliesslich von den Arbeitnehmenden bezahlt. Dies sei ein schlechter Deal
fur die Bundesangestellten. Zudem lagen die Leistungen der Publica héchstens im
Mittelfeld, vor allem verglichen mit Pensionskassenleistungen von Grossunternehmen.
Finanzminister Maurer betonte, dass dieses Paket eine Kompromissldsung mit den
Personalverbanden darstelle und der Bund bei Lohnerhdhungen im Vergleich zur
Privatwirtschaft eher hinterherhinke. Auch der Bund sei aber darauf angewiesen, die
besten Mitarbeitenden anheuern zu kénnen. Zudem hatten die Bundesangestellten seit
dem Jahr 2000 deutlich mehr an den Primatwechsel bezahlt als der Bund. Wie bereits
die FK-SR entschied sich auch der Stédnderat, dem Bundesrat in diesem Anliegen zu
folgen. Mit 24 zu 19 Stimmen (2 Enthaltungen) nahm er den Nachtragskredit an. **
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Der Bericht des Bundesrates zum Voranschlag 2018 stellte Einnahmen von CHF 71.3
Mia. Ausgaben von 71.2 Mia. gegenlber und erfillte somit durch ein positives
Finanzsaldo von CHF 103 Mio. die Vorgaben der Schuldenbremse. Die im Vergleich zu
den letzten Jahren deutlich hoheren Einnahmen und Ausgaben sind auf zwei
haushaltsneutrale Sonderfaktoren zurlckzufihren: die Integration des
Netzzuschlagsfonds von CHF 1.1 Mia. in den Bundeshaushalt sowie die Umwandlung des
Darlehens der Sifem AG tUber CHF 374 Mio. in Aktienkapital. Im Gegenzug sind auch die
im letztjahrigen Stabilisierungsprogramm beschlossenen Sparmassnahmen von rund
einer Milliarde Franken enthalten. Zudem hatte der Bundesrat verglichen mit dem
Voranschlag 2017  Kirzungen bei den ungebundenen  Bereichen der
Entwicklungszusammenarbeit, der Landwirtschaft und der Bildung vorgenommen.
Unklar war, wie die durch die Ablehnung der Reform der Altersvorsorge 2020 frei
gewordenen Mittel von CHF 442 Mio. verwendet werden sollen. Der Bundesrat schlug in
einer Nachmeldung vor, den gesetzlich zuldssigen Hochstbetrag von CHF 295 Mio. in
den Bahninfrastrukturfonds (BIF) einzubezahlen und den Rest fir den Schuldenabbau
zu verwenden. Dadurch gewanne man geméss Finanzminister Maurer mehr Flexibilitat
fur die Zukunft, ohne dass man jetzt aufgrund der Schuldenbremse andernorts stérker
sparen musse. Die FK-NR beantragte hingegen in einer Kommissionsinitiative (Pa.lv.
17.496), diese Mittel 2018 einmalig dem AHV-Fonds zukommen zu lassen. Da dies
zwingend einer Gesetzesanderung bedurfte, die Summe mit lediglich einem Prozent der
Jahresausgabe der AHV deren Probleme nicht 16sen kénne und sich das Parlament erst
kirzlich mit der Problematik von gebundenen Ausgaben beschaftigt hatte, lehnte die
FK-SR diesen Vorschlag jedoch ab.

In der Standeratsdebatte erklarte Kommissionsprasidentin Anita Fetz (sp, BS), dass sich
die FK-SR bei ihren Anderungsantragen gegeniiber dem Bundesratsvorschlag auf einige
Schwerpunkte beschrankt habe. Vor allem im Bereich Bildung, Forschung und
Innovation wolle sie weniger sparen als der Bundesrat, wodurch der Aufwand insgesamt
um CHF 70 Mio. und die Einnahmen um CHF 150'000 steigen wurden. In der Folge
meldeten sich verschiedene Redner zu Wort, um auf in ihren Augen in der
Budgetdebatte benachteiligte respektive Ubervorteilte Bereiche - allen voran die
Landwirtschaft und die Armee respektive die Bildung und die Beziehungen zur EU -
hinzuweisen. Finanzminister Maurer verdeutlichte, dass der Voranschlag 2018 kein
neues Sparprogramm sei. Vielmehr habe der Bundesrat Umschichtungen
vorgenommen, die durch Ausgaben in anderen Bereichen (CHF 0.8 Mia. fir den NAF,
CHF 0.2 Mia. mehr fur Asylausgaben, CHF 0.5 Mia. fir die AHV) in Kombination mit der
Schuldenbremse noétig geworden seien. In den Ubrigen Bereichen habe man lediglich
den vom Parlament durch Annahme der Motion Dittli erteilten Auftrag erfullt und den
Teuerungsausgleich der erwarteten geringeren Teuerung angepasst. In der Folge
unterstitzte der Standerat den Bundesrat in den meisten Punkten. Er stimmte der
Einlage von zwei Dritteln der durch die Ablehnung der Altersvorsorge 2020
freigewordenen 442 Mio. in den BIF zu und akzeptierte auch den bundesratlichen
Vorschlag, die Senkung des technischen Zinssatzes bei der Publica, der Pensionskasse
des Bundes, abzufedern. So soll eine einmalige Einlage von CHF 160 Mio. gewéhrt
werden, wovon CHF 60 Mio. im Voranschlag 2018 integriert sind, dafur erhalten die
Mitarbeitenden keinen Teuerungsausgleich auf ihre Lohne. Diese Budgetposition hatte
auch bezuglich des gleichzeitig beratenen Nachtrags Il zum Voranschlag 2017 zu grossen
Diskussionen zwischen der rechten und linken Ratshaélfte gefuhrt.

Abweichungen vom bundesratlichen Vorschlag schuf der Standerat vor allem im Bereich
Bildung und Forschung, wo er die Sparanstrengungen des Bundesrates reduzierte.
Teilweise gegen seine ideologischen Praferenzen stimmte der Standerat der vom
Bundesrat vorgeschlagenen Reduktion der Direktzahlungen in der Landwirtschaft zu
und reduzierte zusatzlich den Betrag fir landwirtschaftliche Strukturverbesserungen.
Zu diesen zwei Massnahmen hatte Anita Fetz als Prasidentin der FK-SR aufgerufen,
nachdem der Nationalrat in der Einigungskonferenz 2017 dem Sténderat in keinem
Punkt entgegengekommen war: Da bei einer Ablehnung des Vorschlags der
Einigungskonferenz zum Budget jeweils der tiefere der von National- und Standerat
verabschiedeten Betrédge Ubernommen wird, hatte sich der Nationalrat 2017 in allen
umstrittenen Punkten durchgesetzt. Hatte der Stdnderat vor einem Jahr noch auf
solche ,Spielereien™ verzichtet, habe er jetzt geméss Fetz ,aus den letztjahrigen
Fehlern™ gelernt und sich diese Verhandlungsmasse gegenuber dem Nationalrat
bewahrt. *
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Nachdem der Standerat seine Debatte des Voranschlags 2018 nach vier Stunden
beendet hatte, machte sich tags darauf der Nationalrat zu einer schliesslich fast
zwolfstindigen Debatte inklusive Nachtsitzung auf, in deren Rahmen er Uber 80
Minderheitsantrage behandelte. Dies hatte bereits im Vorfeld zu Kommentaren geflhrt.
Finanzminister Maurer hatte den Parlamentarierinnen und Parlamentariern in Bezug auf
die Budgetdebatte geraten, ihren Schlafsack einzupacken, Standerat Comte (fdp, NE)
verstand den ,Basar™ und die ,Quasi-Hysterie™ im Nationalrat als Anzeichen fir dessen
fehlenden Willen zur Kompromisssuche.

Die grosse Kammer hatte zuerst einen Rickweisungsantrag Meyer (sp, ZH) zu
behandeln, geméass dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, den K-Faktor, den
Konjunkturfaktor, den wirtschaftlichen Prognosen anzupassen und nach oben zu
korrigieren, bei den Teuerungskirzungen die bereits im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms erfolgte Teuerungskorrektur von 0.7 Prozent in Betracht zu
ziehen sowie auf die Klirzungen im Eigenbereich und bei den gezielten Massnahmen zu
verzichten. Der K-Faktor erlaube es dem Bund, antizyklisch zu handeln, somit sollen in
konjunkturell schlechteren Situationen die Einnahmen auch einmal die Ausgaben
Ubersteigen durfen. Unter Bertcksichtigung des héheren K-Faktors fur das Jahr 2018
sei es somit moglich, auf Kiirzungen zu verzichten. Mit 134 zu 52 Stimmen (bei einer
Enthaltung) sprach sich der Nationalrat jedoch gegen den Widerstand der SP- und der
Grlinen-Fraktion deutlich gegen eine Riickweisung des Budgets aus.

Die Detailberatung war anschliessend aufgrund der zahlreichen Minderheitsantrége in
sechs thematische Blocke gegliedert. Im Allgemeinen lehnte der Nationalrat die
Minderheitsantrage auf (zusétzliche) Kirzungen von der rechten sowie auf eine
Reduktion der beantragten Kurzungen von der linken Ratsseite beinahe durchgehend
ab und folgte mehrheitlich dem Standerat. Im ersten Block zu den
Querschnittsmassnahmen wurden nur wenige Differenzen zum Standerat geschaffen.
Eine davon betraf die Einlage in die Publica respektive die Lohnmassnahmen beim
Bundespersonal, wie sie auch fur den Nachtrag Il zum Voranschlag 2017 relevant sind.
Diesbezlglich wollte Alois Gmur (cvp, SZ) mittels eines Ordnungsantrags, gemass dem
zuerst Uber die Einlage in die Publica und anschliessend Uber die Lohnmassnahmen
abgestimmt werden sollte, sicherstellen, dass nur einer der beiden Vorschlage
angenommen wurde, aber nicht beide. Das Bundespersonal solle entsprechend nicht
leer ausgehen, jedoch auch nicht dUabervorteilt werden. Nach Annahme des
Ordnungsantrags entschied sich eine aus Mitgliedern der SVP-, FDP- und GLP-
Fraktionen bestehende Mehrheit flr den anfanglichen Vorschlag des Bundesrates, der
Lohnmassnahmen in der Héhe von knapp CHF 33 Mio., daflir keine zusatzliche Einlage
in die Publica vorsah, und schuf damit eine gewichtige Differenz zum Standerat. Eine
weitere Differenz kam durch die Zustimmung einer nationalratlichen Mehrheit aus
Mitgliedern der SVP-, FDP- und BDP-Fraktionen zur Anderung des Sollwerts bei der
Personalbedarfsplanung zustande: Neu darf diese nicht mehr um maximal 2 Prozent,
sondern nur noch um 1 Prozent von den budgetierten Betragen abweichen.

Im zweiten Block wurden die Ausgaben im Rahmen von Beziehungen zum Ausland
behandelt, wo vor allem die Umwandlung der Darlehen an die Sifem, wie sie bereits im
Rahmen des Stabilisierungsprogramms angedacht worden war, sowie die
Kdrzungsantrage beim Seco und der Entwicklungshilfe fir Gesprachsstoff sorgten.
Differenzen zum Stéanderat wurden allerdings keine geschaffen, unter anderem lehnte
der Nationalrat einen Vorschlag seiner FK-NR zur Reduktion des Transferaufwands des
EDA um CHF 100 Mio. ab. Auch bezuglich der Umwandlung des Darlehens der Sifem in
Aktienkapital stimmte der Nationalrat nicht der knappen Mehrheit der FK-NR zu,
welche die Ablehnung der Umwandlung beantragt hatte, sondern einem
Minderheitsantrag Vitali (fdp, LU), der dem Standerat folgen und das Aktienkapital der
Sifem zusatzlich um CHF 150 Mio. erhéhen wollte. Zuvor waren jedoch erneut Stimmen
laut geworden, welche die Umwandlung der Sifem kritisierten - von linker Seite
aufgrund der Angst, dass dadurch weniger Geld fur die klassische Entwicklungshilfe
vorhanden sein kénnte, und von rechter Seite, weil der Bund durch eine Umwandlung in
Aktienkapital die Hauptlast des Risikos trage.

Der dritte Block beinhaltete die soziale Wohlfahrt und damit die im Vorfeld am
starksten diskutierte Frage, was mit den durch die Ablehnung der Altersvorsorge 2020
freigewordenen CHF 442 Mio. geschehen soll. Eine so genannte unheilige Allianz
zwischen der SVP- und der SP-Fraktion, unterstitzt von der Grinen-, der GLP- sowie
von Teilen der CVP-Fraktion, entschied sich dafur, den zwei Minderheitsantragen
Nordmann (sp, VD) und Aeschi (svp, ZG) zu folgen (130 zu 63 Stimmen, 1 Enthaltung) und
diese Gelder der AHV zukommen zu lassen. Dies wilrde jedoch eine gesetzliche
Grundlage erfordern, die im Laufe des Jahres 2018 mittels einer parlamentarischen
Initiative geschaffen werden sollte.

Deutlich mehr - wenn auch finanziell weniger gewichtige - Differenzen zum Erstrat
wurden im vierten, flnften und sechsten Block geschaffen. Bezlglich der
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Landwirtschaft stellte sich der Nationalrat wenig Uberraschend gegen die Kirzungen
des Sténderats bei den Direktzahlungen, bei den landwirtschaftlichen
Strukturverbesserungen sowie bei weiteren kleineren Betragen in der Landwirtschaft.
Im Bereich Bildung und Forschung folgte die grosse Kammer nicht allen Korrekturen des
Standerats, der die Sparanstrengungen des Bundesrates vielerorts reduziert hatte,
zeigte sich aber in diesem Bereich mehrheitlich doch grosszlgiger als der Bundesrat.
Daflir beschloss er, verschiedene Einrichtungen (Schweizerisches Institut fir
Kunstwissenschaft, Schweizerisches Sozialarchiv, Stiftung  schweizerischer
Theatersammlung, Vitrocentre de Romont und Swisspeace) von der Liste der
Forschungseinrichtungen mit nationaler Bedeutung zu streichen, ihre Finanzierung in
den Finanzplanjahren laufend zu reduzieren und schliesslich auslaufen zu lassen.
Zudem entschied sich der Nationalrat, entgegen den Beschlissen des Standerats, bei
den Globalbudgets der Steuerverwaltung und der Finanzkontrolle mehr und stattdessen
bei der Zollverwaltung weniger zu sparen. Abgelehnt wurde hingegen ein Antrag der
Mehrheit der FK-NR zur Aufhebung des Buros fir Konsumentenfragen.

Insgesamt schuf der Nationalrat somit 30 Differenzen zum Standerat und entschied
sich, CHF 225 Mio. mehr auszugeben als der Bundesrat und CHF 585 Mio. mehr als die
FK-NR vorgeschlagen hatte. Mit 124 zu 66 Stimmen aus der SVP-Fraktion (bei drei
Enthaltungen) verabschiedete er seinen Voranschlag, der ein Defizit von CHF 122 Mio.,
aber einen strukturellen Uberschuss von CHF 21 Mio. beinhaltete. *°

Einen Tag nach dem Stédnderat machte sich auch der Nationalrat an die Beratung des
Voranschlags der Eidgenossenschaft 2022 mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan
2023-2025. Sarah Wyss (sp, BS) und Daniel Brélaz (gp, VD) présentierten dem Rat das
Budget aus Sicht der Mehrheit der FK-NR: Der Bundesrat habe ordentliche Ausgaben in
der Hohe von 77.7 Mrd. und ausserordentliche Ausgaben von CHF 3.0 Mrd. vorgesehen.
Bei ordentlichen Einnahmen von CHF 77.1 Mrd. und ausserordentlichen Einnahmen von
CHF 1.5 Mrd. bleibe damit aufgrund der Schuldenbremse ein struktureller Uberschuss
und somit ein Handlungsspielraum von CHF 44 Mio. Die Kommissionsmehrheit plane
«kleinere  Adjustierungen» mit Mehrausgaben von CHF 273 Mio. Bei 12
Mehrheitsantragen zur Schaffung von Differenzen zum Sténderat lagen der grossen
Kammer in der Folge auch etwa 40 Minderheitsantrage vor, grésstenteils von der SVP-
oder der SP- und der Grinen-Fraktion. Differenzen zum Erstrat schuf der Nationalrat
dabei jedoch nur wenige, zeigte sich dabei aber mehrheitlich grosszlgiger als der
Erstrat.

In der Eintretensdebatte hoben die Fraktionssprecherinnen und -sprecher erneut die
spezielle Situation aufgrund der noch immer nicht ganz Uberstandenen Corona-
Pandemie hervor, beurteilten diese aber sehr unterschiedlich. So sprach etwa Lars
Guggisberg (svp, BE) von einer «dlsteren» Situation aufgrund des grossen Anstiegs der
Nettoschulden, wahrend FDP-Sprecher Alex Farinelli (fdp, TI) zwar das Defizit beklagte,
aber auch den langfristigen Nutzen der entsprechenden Ausgaben hervorhob.
Optimistischer zeigten sich die Ubrigen Kommissionssprechenden. Michel Matter (glp,
GE) schétzte etwa die Situation der Schweiz als «solide» ein, Alois Gmur (mitte, SZ)
zeigte sich erfreut Uber die insgesamt gute Situation der Schweizer Wirtschaft, verwies
jedoch auch auf die noch immer stark leidenden Branchen. Ursula Schneider Schuttel
(sp, FR) und Felix Wettstein (gp, SO) strichen schliesslich die im Vergleich zum Ausland
«gute Schuldensituation» (Schneider Schittel) heraus. Finanzminister Maurer bat den
Rat im Hinblick auf den hérter werdenden «internationaleln] Konkurrenz- und
Verdrangungskampf>» um Zurlickhaltung bei zusatzlichen Ausgaben.

Mit den mahnenden Worten des Finanzministers in den Ohren startete der Nationalrat
in die Detailberatung von Block 1 zu Beziehungen zum Ausland und zur Migration. Hier
schuf er zwei Differenzen zum Sténderat: So wollte die Kommissionsmehrheit den
Kredit zuhanden des SECO fur Darlehen und Beteiligungen an Entwicklungslander
gegenlber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 10 Mio. erhéhen und damit die
Reduktion gegenuber dem Vorjahr rickgangig machen. Der Bundesrat habe bei der
Sifem, der Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes, bereits 2020 CHF 10 Mio.
zusatzlich zur Milderung der Corona-Probleme eingeschossen - diese sollen nun
kompensiert werden, erklarte Minderheitensprecher Egger (svp, SG), der den
Kdrzungsantrag vertrat, die Differenz zum Vorjahr. Da dieser Nachtragskredit damals
aber vollstdndig kompensiert worden sei, erachtete die Kommissionsmehrheit diese
Kirzung nicht als angebracht und setzte sich im Rat mit 107 zu 74 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) durch. Ohne Minderheitsantrag erhéhte der Nationalrat zudem auf
Antrag seiner Kommission den Sollwert fir die Mindestanzahl Freihandelsabkommen far
die Finanzplanjahre 2024 und 2025. Der Bundesrat hatte hier fir die Finanzplanjahre
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jeweils 34 Freihandelsabkommen vorgesehen, die Kommission erhéhte diese Zahl auf
35 (2024) respektive 36 (2025).

Im Vorfeld der Budgetdebatte hatte der Vorschlag der APK-NR, dass die Schweiz eine
dritte Kohasionsmilliarde sprechen und sich damit quasi eine Beteiligung an
verschiedenen Projekten, unter anderem an Horizon, erkaufen kénne, fir mediale
Aufmerksamkeit gesorgt. Auf Antrag der APK-NR beantragte die Mehrheit der FK-NR
nun dem Nationalrat, eine dritte Beteiligung der Schweiz an der Erweiterung der EU
2019-2024 in der Hohe von CHF 953.1 Mio. freizugeben, diese aber von einer bis Ende
Juni 2022 unterzeichneten Assoziierungsvereinbarungen zwischen der Schweiz und der
Europaischen Union zur Teilnahme an verschiedenen laufenden EU-Programmen
abhéngig zu machen. Eine Minderheit Guggisberg beantragte in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Streichung dieses zuséatzlichen Kreditpostens. Finanzminister
Maurer bat den Rat eindringlich darum, darauf zu verzichten, da man sich «mit einer
solchen Aufstockung in Brissel eher blamieren wirde [...]. Die Erwartungen in Brissel
sind vollig anderer Natur; sie bestehen nicht darin, dass wir hier einfach etwas
bezahlen, und dann l&uft alles.» Mit 93 zu 84 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Minderheit. Die (fast) geschlossen stimmenden Fraktionen der SVP und
der FDP.Liberalen sowie die Mehrheit der Mitte-Fraktion setzten sich in dieser Frage
durch.

Ansonsten lagen in diesem Block verschiedene Minderheitenantréage von linker und
rechter Ratsseite fur Aufstockungen und Kirzungen vor, die jedoch allesamt erfolglos
blieben, etwa eine Aufstockung des Budgets des EDA flUr humanitéare Aktionen
zugunsten des Engagements in Afghanistan und den umliegenden Landern (Minderheit
Friedl: sp, SG), eine Erhdéhung des Kredits fur zivile Konfliktbearbeitung und
Menschenrechte (Minderheit Badertscher: gp, BE) und einen erneuten Beitrag von CHF
300'000 an den Access to Tools Accelerator (Minderheit Friedl) sowie auf der anderen
Seite eine Reduktion der Beitrdge an multilaterale Organisationen, an die
Entwicklungszusammenarbeit und an die Ldnder des Ostens (Minderheiten Grin: svp,
VD).

Im zweiten Block zu den Themen «Kultur, Bildung, Forschung und Sport>» schuf der
Nationalrat keine Differenzen zum Erstrat. Er folgte dem Stédnderat bei seiner
Aufstockung des Kredits fur Sportverbédnde und andere Organisationen um CHF
660'000, mit der - wie in den Planungsgréssen vermerkt wurde - eine unabhangige
nationale Anlauf- und Meldestelle flr Misshandlungen im Schweizer Sport geschaffen
werden sollte. Eine Minderheit Sollberger (svp, BL) unterlag mit ihrem Antrag auf
Streichung der Aufstockung mit 112 zu 69 Stimmen (bei 4 Enthaltungen). Auch die vom
Standerat vorgenommenen Aufstockungen beim Bundesamt fur Meteorologie und
Klimatologie hiess der Nationalrat entgegen zweier Minderheitsantrage Egger deutlich
gut (129 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung respektive 129 zu 56 Stimmen). Abgelehnt
wurden in der Folge auch verschiedene Streichungsantrage Nicolet (svp, VD), Schilliger
(fdp, LU) und Sollberger bei den Covid-19-Leistungsvereinbarungen zur Kultur, bei der
Covid-19-Soforthilfe fur Kulturschaffende und Kulturvereine im Laienbereich sowie bei
den Covid-19-Finanzhilfen.

Verschiedene Differenzen zum Erstrat entstanden hingegen im dritten Block zur
sozialen Wohlfahrt und Gesundheit. So erhdhte der Nationalrat auf Antrag der
Kommissionsmehrheit die Gelder fur die Familienorganisationen bei den Krediten des
BSV, die Finanzhilfen unter anderem zur Elternbildung oder zur familienergdnzenden
Kinderbetreuung beinhalten, im Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 1 Mio.
Der Bundesrat und eine Minderheit Guggisberg hatten die Ablehnung der Aufstockung
beantragt, zumal fir eine solche Unterstitzung auch institutionelle Voraussetzungen
geschaffen werden mdissten. Auch den Kredit fur den Kinderschutz und die
Kinderrechte erhohte die grosse Kammer um CHF 390'000, um damit die
privatrechtliche Stiftung «Ombudsstelle Kinderrechte Schweiz» zu finanzieren, deren
Schaffung eine angenommene Motion Noser (fdp, ZH; Mo. 19.3633) verlangt hatte. Der
Bundesrat hatte sich gegen diese Aufstockung gestellt, zumal die rechtliche Grundlage
fUr diesen Kredit noch nicht bestehe. «Wir kdnnen ja nicht Gelder einsetzen, wenn wir
dafur  keine legale Grundlage haben», betonte Finanzminister Maurer.
Kommissionssprecher Brélaz argumentierte hingegen, man kdénnen nicht «tout
contrdler pendant deux-trois ans», bevor man damit beginnt, die Gelder einzusetzen.

Abgelehnt wurden in diesem Block Antrage auf Kreditklrzungen bei der Gleichstellung
von Frau und Mann, die eine Minderheit Sollberger beantragt hatte. Eine Plafonierung
gegenlber dem Vorjahr hatte geméss Sollberger «keinen Einfluss auf weniger oder
mehr Gleichstellung». Ebenfalls erfolglos blieb ein Antrag Glarner (svp, AG) auf
Streichung des Beitrags an ein spezifisches Projekt des Vereins Netzcourage sowie ein
Minderheitsantrag Nicolet zur Anderung der Planungsgréssen zur Bundesfinanzierung
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der Covid-19-Tests: Diese sollte nur solange gewahrt werden, wie die Covid-19-
Zertifikatspflicht gilt. Auch ein Minderheitsantrag Schilliger, der die Leistungen des
Erwerbsersatzes mit Verweis auf die vierte Revision des Covid-19-Gesetzes nur bis
Ende Juni 2022 gewahren und die Covid-19-Situation anschliessend neu beurteilt
wissen wollte, fand keine Mehrheit.

Auch im vierten Block zu Landwirtschaft, Tourismus und Steuern wich der Nationalrat
in einem Punkt von den Entscheiden des Standerates ab: Bei der Nachmeldung flr ein
Tourismus-Recovery-Programm von CHF 17 Mio. wollte die Kommission die Gelder zu je
50 Prozent fur Marketingkampagnen von Schweiz = Tourismus und fur
Entlastungszahlungen an touristische Partnerorganisationen verwenden. Der Bundesrat
und der Stédnderat hatten keine entsprechenden Einschrankungen vorgenommen,
weshalb geméss den beiden Kommissionssprechenden wie Ublich zwei Drittel in die
gesamtschweizerischen Marketingkampagnen fliessen wirden. Jedoch sei eine
Werbekampagne in Sudafrika momentan - auch aus &kologischer Sicht - nicht
«unbedingt gerade unser Hauptziel», betonte Kommissionssprecherin Wyss.
Stillschweigend stimmte der Nationalrat diesem Antrag seiner Kommission zu.

Hingegen folgte der Nationalrat dem Standerat in diesem Block bei der Erhdhung der
Zulagen fur die Milchwirtschaft und den Beihilfen fur den Pflanzenbau. Eine Minderheit
Munz (sp, SH) hatte beantragt, auf erstere Erhdhung zu verzichten und dem Bundesrat
zu folgen. Der Bundesrat wolle die Verkehrsmilchzulage erhdhen, aber die
Verkasungszulage senken, da Letztere aufgrund von Fehlanreizen zu einer zu grossen
Menge Kase von geringer Qualitat fihre. Die von der Kommission beantragte Erhéhung
zugunsten der Verkdsungszulage wurde folglich die bisherige Marktverzerrung noch
zementieren. Finanzminister Maurer wies Uberdies darauf hin, dass man entsprechende
Erhdhungen - falls nétig - lieber erst mit den Nachtragskrediten vorlegen wirde, wenn
man die dazugehorigen Zahlen kenne. Mit 105 zu 61 Stimmen (bei 20 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat jedoch fir die Erhéhung aus. Die ablehnenden Stimmen
stammten grosstenteils von der SP-, einer Mehrheit der GLP- und einer Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen grosstenteils von der Grinen-Fraktion.

Auch in diesem Block blieben zwei Minderheitsantrage erfolglos: Eine Minderheit |
Fischer (glp, LU) und eine Minderheit Il Gysi (sp, SG) unterlagen mit Antrégen auf
Erhdhungen bei der direkten Bundessteuer respektive bei der Mehrwertsteuer, beim
Globalbudget der ESTV sowie in den Finanzplanjahren. Die zuséatzlichen Mittel sollten
zur Schaffung von je finf zusatzlichen Steuerkontrollstellen und somit zur Erhéhung des
Steuerertrags eingesetzt werden und sich so mittelfristig quasi selbst finanzieren.

Im filinften Block zu Verkehr, Umwelt, Energie und Raumplanung entschied sich der
Nationalrat bezlglich zweier Punkte zum Bundesamt flir Energie anders als der
Standerat. Letzterer hatte den Kredit fur das Globalbudget des BFE sowie flr das
Programm EnergieSchweiz gegenuber dem bundesratlichen Entwurf erhéht. Die
Mehrheit der FK-NR beantragte nun bei beiden Kreditposten eine zusatzliche Erhéhung
um CHF 2.9 respektive CHF 8.3 Mio., wobei die zusatzlichen Gelder beim Globalbudget
zur Finanzierung des durch die Erhéhung beim Programm EnergieSchweiz begriindeten
Aufwands eingesetzt werden sollten. Damit wollte die Kommission geméss ihrem
Sprecher Brélaz in den wenigen Bereichen, in denen die Finanzierung entsprechender
Projekte Uber das Bundesbudget lauft, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes erste
Massnahmen zum Klimaschutz treffen. Eine Minderheit Egger sprach sich gegen die
Erhdhung aus, zumal im  Energiebereich  zuerst die Problematik der
Stromversorgungsllicke gelost werden musse. Finanzminister Maurer wehrte sich vor
allem dagegen, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes einzelne Punkte «quasi durch
die Hintertlre einfach wieder aufs Tapet» zu bringen. Mit 115 zu 67 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) hiess der Nationalrat die Erhéhung jedoch gut, abgelehnt wurde sie von
einer Mehrheit der SVP-, der Halfte der Mitte- und einer Minderheit der FDP.Liberalen-
Fraktion.

Erhoht gegenlber dem bundesratlichen Antrag wurde auch der Kredit fir das
Globalbudget des ARE. Hier hatte der Standerat zuvor entschieden, CHF 100'000 mehr
fur das Projekt Swiss Triple Impact, ein Forderprogramm zur Erreichung von
nachhaltigen Entwicklungszielen, einzusetzen, und der Nationalrat folgte ihm mit 115 zu
69 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Der Finanzminister hatte die Erhéhung bei einem Sach-
und Betriebsaufwand des ARE von CHF 9 Mio. als unnétig erachtet. Auch bei der
Aufstockung der Einlage des BIF folgte der Nationalrat seinem Schwesterrat: Hier soll
der Maximalbetrag und somit zusatzlich CHF 233 Mio. eingestellt werden, um
sicherzustellen, dass auch zukinftig gentgend Geld fur den Bahnverkehr vorhanden ist,
betonte Kommissionssprecherin Wyss. Dies erachteten der Bundesrat und eine
Minderheit Schilliger als nicht notwendig, da der Fonds genligend stark gedufnet sei. Mit
125 zu 59 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat jedoch der kleinen
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Kammer.

Abgelehnt wurden hingegen ein Kurzungsvorschlag einer Minderheit Egger bei den
Umweltschutzmassnahmen des BAZL - Egger hatte argumentiert, die Erhéhung beruhe
lediglich auf der Vermutung des BAZL, dass es zuklnftig mehr Umweltschutzgesuche
geben kénne - sowie ein Einzelantrag Riegger (svp, OW) zur Aufstockung des Kredits
des BAFU um CHF 6 Mio., mit der nach der Ablehnung des revidierten Jagdgesetzes die
durch Wolfe verursachten Schaden abgegolten und der zusatzliche Aufwand
entschadigt werden sollten.

Im sechsten Block zum Themenbereichen Eigenaufwand und Schuldenbremse schlug
eine Kommissionsmehrheit in Ubereinstimmung mit dem Standerat vor, verschiedene
Kredite beim Bundesamt fur Verkehr ausserordentlich zu verbuchen, um so die zuvor
vorgenommene Erhéhung der BIF-Einlage finanzieren zu kdnnen. Anders als der
Standerat beabsichtigte die Mehrheit der FK-NR zudem, eine Nachmeldung des
Bundesrates im Bereich Covid-19-Arzneimittel und -Impfleistungen in der Héhe von
CHF 57 Mio. ausserordentlich zu verbuchen - da man noch zuséatzliche Ausgaben
beschlossen habe, kdnne nur so die Schuldenbremse eingehalten werden, begriindete
Kommissionssprecher Brélaz den Vorschlag. Eine Minderheit Schwander (svp, SZ)
wehrte sich gegen diese Umbuchungen, da sie gegen die Schuldenbremse und das
Finanzhaushaltsgesetz verstossen wilrden. Diese Meinung teilte auch der
Finanzminister, ihm ging das Parlament «mit [seiner] Interpretation [des FHGI hier zu
weit», auch wenn die Interpretation der Gesetze keine exakte Wissenschaft sei. Der
Nationalrat stimmte den Umbuchungen jedoch mit 133 zu 50 Stimmen respektive 133 zu
49 Stimmen zu.

Eine weitere Differenz schuf der Nationalrat stillschweigend bezlglich der
Planungsgréssen beim VBS: Dort soll eine neue Planungsgrosse daflir sorgen, dass die
Bruttomietkosten ab 2025 um 2 Prozent gesenkt und damit gemaéss
Kommissionssprecherin Wyss CHF 400 Mio. jahrlich «freigespielt>» werden sollen.
Erfolglos blieben die Minderheitsantrage Sollberger und Strupler (svp, TG), welche die
Kredite fur das Bundespersonal gegentber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 1.8
Mio. (2022, Minderheit Sollberger) respektive um CHF 10.9 Mio. (2023), CHF 117 Mio.
(2024) und CHF 265 Mio. (2025, alle Minderheit Strupler) reduzieren wollten. Damit
hatte auf zuséatzliche Stellen fUr die Strategie Social Media/Digitalisierung verzichtet
(Sollberger) respektive «das ungebremste Personalwachstum beim Bund» gebremst
werden (Strupler) sollen. Zuvor hatte bereits der Stédnderat die Ausgaben im
Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 21 Mio. reduziert. Mit 131 zu 52
Stimmen respektive 133 zu 50 Stimmen lehnte der Nationalrat die beiden Antrége ab,
folgte damit dem Bundesrat und schuf eine weitere Differenz zum Erstrat. Erfolglos
blieb auch ein Kirzungsantrag Egger beim Ressourcenpool des Generalsekretariats
UVEK.

Mit der Bereinigung des Entwurfs, bei welcher der Nationalrat seiner Kommission in fast
allen Punkten gefolgt war, hatte der Nationalrat den Ausgabenitberschuss von CHF 2.08
Mrd. (Bundesrat) respektive CHF 2.32 Mrd. (Stdnderat) auf CHF 2.36 Mrd. erhéht -
durch die Umbuchung einzelner zuséatzlicher Ausgaben auf das Amortisationskonto
(ausserordentliche Ausgaben Bundesrat: CHF 3.03 Mrd., Standerat: CHF 3.25 Mrd.,
Nationalrat: CHF 3.30 Mrd.) konnte die Schuldenbremse jedoch eingehalten werden.
Mit 130 zu 44 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Voranschlag 2022
an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion und von
Stefania Prezioso (egsols, GE), die Enthaltungen ausschliesslich von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. Letztere sprachen sich teilweise auch gegen die Ubrigen
Bundesbeschlisse aus, dennoch nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss Ib Uber die
Planungsgréssen im Voranschlag fur das Jahr 2022, den Bundesbeschluss Ill Uber die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds fir das Jahr 2022 wund den
Bundesbeschluss IV Uber die Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds fur das Jahr 2022 jeweils deutlich an. *
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GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Erdol und Erdgas

Le conflit en Ukraine, et les sanctions occidentales envers la Russie, a mis sous le feu
des projecteurs le réle du gaz dans le mix énergétique helvétique. Dans un premier
temps, certains acteurs, avec par exemple la ville de Zurich, ont annoncé vouloir
boycotter le gaz russe, immédiatement et jusqu'a la fin du conflit. Néanmoins, plusieurs
experts en énergie ont rapidement indiqué I'impossibilité pratique d'une telle mesure.
En effet, la tracabilité sur le marché gazier n'est pas encore effective. Il est donc
possible de connaltre la quantité de gaz russe qui entre en Europe, mais pas celle qui
est ensuite orientée vers la Suisse.

Ces discussions de boycott ont également mis en exergue la différence de dépendance
envers le gaz russe entre la Suisse alémanique et la Suisse romande. Dans les faits, la
Suisse alémanique s'approvisionne majoritairement aupreés du fournisseur allemand
Uniper qui est fortement dépendant du pipeline Nord Stream 1, qui est lui-méme
fortement alimenté par le gaz russe. A I'opposé, la Suisse romande s'approvisionne
essentiellement chez le fournisseur francais Engie qui posséde un portefeuille de gaz
plus diversifié. En Suisse romande, seulement 25 pour cent du gaz proviendrait de la
Russie, alors que pour la Suisse allemande ce total dépasserait les 50 pour cent d'apres
des estimations.

Si le risque de pénurie de gaz a court-terme a été écarté par les experts en énergie
ainsi que par le Conseil fédéral, le gouvernement a rapidement enclenché ses relais
diplomatiques pour renforcer sa sécurité d'approvisionnement en gaz. D'un coté, le
conseiller fédéral Ueli Maurer a profité de sa visite a Doha pour discuter de la livraison
de gaz naturel liquéfié a la Suisse. La concrétisation de ces négociations sera menée par
la société Gaznat. D'un autre coté, la conseillere fédérale Simonetta Sommaruga a saisi
|'opportunité de son voyage diplomatique aux Pays-Bas pour renforcer la collaboration
dans le domaine des énergies renouvelables. Ainsi, la Suisse a conclu avec six autres
pays européens (Allemagne, Autriche, Belgique, Luxembourg et Pays-Bas) un accord sur
I'approvisionnement en gaz pour I'hiver 2022/2023. La Suisse pourra bénéficier des
installations de stockage en gaz de ces pays. Cette décision était cruciale pour la Suisse
car le pays ne possede pas d'installations de stockage de grande ampleur pour le gaz.
Finalement, le Conseil fédéral a levé les interdictions découlant du droit des cartels afin
de permettre aux acteurs de la branche d'effectuer des achats groupés pour renforcer
I'approvisionnement en gaz. *
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